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Die Globalisierung hat ihren Höhepunkt überschritten (Teil 2) 

 Lauter ungelöste Probleme
von Hans Kaufmann, a. Nationalrat, Wettswil a.A. ZH

hf. Hans Kaufmann, als ausgewiesener Finanzfachmann bekannt, kommt in seiner Analyse zur Situation der weltweiten Kapital- 
märkte, die massiv unter dem Einfluss der Politik stehen, zum folgenden Schluss: Die Globalisierung hat ihren Höhepunkt 
überschritten, und die Kapitalmärkte stehen vor einem tiefgreifenden Wandel. Immer mehr führende Politiker von Industrie- 
staaten haben genug vom internationalen Wunsch- und Prestigedenken der Politelite und vom Wettstreit der Weltmächte 
und verlangen eine Politik, die sich vermehrt den nationalen Problemen widmet. Nach der Publikation des ersten Teils der 
Analyse Kaufmanns in der «Schweizerzeit» Nr. 5 / 2019 folgt nun der zweite Teil.
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Viele Globalisierungsver-
lierer setzen ihre Regie-
rungen unter Druck, denn 
letztere haben keine Leh-
ren aus der Finanzkrise 
2008 gezogen. Nach ei-
nem kurzen Schock setzte 
sich die globale Verschul-
dungsorgie der Regierun-
gen, aber auch der Unter-
nehmen und der Privaten 
fort. Die Konsumenten le-
ben über ihre Verhältnis-
se, die Regierungen bauen 

den Staat und die Umverteilung auf Pump aus. 

Die Investitionsquote in Prozenten des BIP ist in den meis-
ten Ländern seit Beginn der Finanzkrise gesunken. Die 
Notwendigkeit eines zweiten globalen «Deleveraging» 
(Schuldenabbau) wird von Tag zu Tag akuter, vor allem 
in China, teils in den USA, aber auch in Europa. Niemand 
ist bereit, diesen Schuldenabbau voranzutreiben. Deshalb 
bleibt für die Kapitalanleger das ungute Gefühl, dass es 
früher oder später zu einem weiteren Schuldenkollaps 
kommen wird. 

Die Ohnmacht der Bürger
Dazu kommt die wachsende Ohnmacht der Bürger und 
der Wirtschaft gegen neue Gesetze und Steuern. Viele 
nationale Regierungen führen oft nur noch aus, was ihnen 
von meist nicht demokratisch legitimierten internationalen 
Grossgebilden aufgebürdet wird. Unpopuläre Gesetze und 
Reformen, mit denen die zuständigen nationalen Politiker 
ihre eigenen Ämtchen und Pfründe zu verlieren drohen, 
werden über internationale Bündnisse und Verträge 
durch die Hintertür eingeführt. Als Ausrede versuchen 
die Politiker dann ihrem Volk weiszumachen, dass sie 
keine Alternative hatten und der Druck vom Ausland zu 
gross gewesen sei. Der nun schon seit Jahren anhaltende 
tägliche Freiheits-Verlust infolge neuer Regulierungen, 
Kontrollen, sowie neuen und höheren Steuern und 
Abgaben hat vielerorts zu politischen Gegenbewegungen 
geführt. 

Nationalismus und Populismus gegen Globalisierung
Der Nationalismus ist die Antwort auf den Megatrend 
Globalisierung und des mit ihm verbundenen Gefühls 

von Heimatverlust. Politiker, die diese Ängste und Nöte 
ernst nehmen, werden als «Populisten» verspottet. Die 
Polit-Elite glaubt, sie sei unfehlbar und vertrete die ein-
zige richtige Politik, auch wenn sie über die Köpfe der 
Bevölkerung hinweg regiert. «Populisten» sind jedoch 
dringend nötige Störfaktoren für eine bessere Zukunft, 
weil sie die Anliegen der Bevölkerung wahrnehmen, 
Probleme publik machen und skandalisieren. Politische 
Illusionisten glauben hingegen, dass der Populismus sei-
nen Höhepunkt bereits überschritten habe. 

Diese Annahme könnte sich als fataler Irrtum erweisen. 
Denn die derzeit noch herrschende Politikerkaste hat nicht 
ein einziges der Kernprobleme gelöst, welche zum Auf-
stieg des rechten Populismus weltweit geführt haben – die 
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Der Rassismus- / Gleichheits-Wahn hat 
nun auch die Basler Fasnacht erfasst.

Gefährlich sind nun nicht mehr Islamisten,
gefährlich sind jetzt die Rassisten,
auch in Basel gibt’s da nichts zu lachen.
Man muss die bösen Menschen mundtot 
machen.
 
Es lässt sich nur mit richtigen Begriffen,
politisch lauernde Gefahr umschiffen.
Zum Beispiel sind jetzt alle Menschen gleich,
ob gelblich, rötlich, bräunlich oder bleich.
 
Und an entsprechend grossen Konferenzen
Erfolgt der Ruf nach schweren Konsequenzen.
So müssen künftig in der Stadt am Rhein,
die Narren alles Farbenblinde sein.

 Aus Grendelmeiers
« Reich der Menschen »

cartoonexpress.ch
Martin und Jürg Guhl

Fortsetzung auf Seite 4

unkontrollierte Zuwanderung, die wachsende Kriminali-
tät, der tolerierte Sozialbetrug, der grenzüberschreitende 
Terror, der Arbeitsplatzverlust wegen Produktionsverla-
gerungen ins Ausland, die Regulierungsflut und die hohe 
Steuer- und Abgabenlast. 

Verteidigung von Pöstchen und Pfründen
Die Politiker haben die langjährige extreme Tiefzinsphase 
nicht für einen Schuldenabbau, grossangelegte Reformen 
der unfinanzierbar gewordenen Sozialsysteme und der 
industriellen Strukturen genutzt. Sie haben vor allem ihre 
eigenen Pöstchen und Pfründe verteidigt. In nicht wenigen 
Ländern steht die Gegenbewegung zur Globalisierung 
erst am Anfang. Die Wahl von Donald Trump zum US-
Präsidenten war dabei ein Schlüsselereignis, das die 
Gegenbewegung zur Globalisierung auf die höchste 
Regierungsstufe hievte. Jüngere Umfragen zeigen, dass 
zwar 56 Prozent der Amerikaner glauben, die Immigration 
trage zum Wohlstand der USA bei, aber 31 Prozent sind der 
Ansicht, sie schade mehr als sie nütze. Beim Freihandel 
glauben rund 50 Prozent an einen Wohlstandbeitrag, 
während ihn 23 Prozent als negativ beurteilen. 

Brexit als Weckruf
In Europa war das Brexit-Referendum der durchschlagende 
Weckruf dafür, dass die Unzufriedenheit der Bürger mit 
der abgehobenen EU-Elite ein unerträgliches Ausmass 
erreicht hat. Aber noch immer wird der Brexit von 
Brüssel als temporäres Querulantentum abgetan. Die 
traditionellen Volksparteien, die Christdemokraten und die 

Sozialisten, die Gutmenschen und Umverteiler (die bisher 
auch im EU-Parlament zusammen die absolute Mehrheit 
hielten) haben in den zehn Jahren seit der Finanzkrise 
2008 fast sämtliche nationalen Wahlen verloren. Sie 
werden voraussichtlich bei der EU-Parlamentswahl 2019 
sogar ihre absolute Mehrheit einbüssen. 

Sollten die heute noch der grössten Fraktion, der EVP 
(Europäische Volkspartei, Christdemokraten), angehö-
renden konservativen Politiker des ehemaligen Ostblocks 
geschlossen diese Fraktion verlassen, würde sie gemessen 
an den EU-Parlamentsmandaten sogar hinter die Sozialis-
ten fallen. Daraus würden sich gravierende Konsequen-
zen für die nach den Wahlen anstehende Besetzung der 
hohen EU-Posten ergeben. Seit der Finanzkrise 2008 kam 
es in der EU fast überall zu Regierungswechseln oder zu 
neuen, oft brüchigen Koalitionen. Meist müssen die tra-
ditionellen Volksparteien ihre Macht nun mit mehreren 
Kleinparteien teilen. Die Bildung von tragfähigen Regie-
rungen wird immer schwieriger. Rechtsunsicherheit und 
die Sorge um die politische Stabilität sind jedoch Gift für 
die Finanzmärkte. 

Polarisierung in vielen Ländern
In vielen Ländern hat die Polarisierung zugenommen. 
Meist werden dafür die politische Rechte und die «Po-
pulisten» verantwortlich gemacht. Diese Betrachtung 
entspricht jedoch nicht der Realität. Eine Analyse der 
politischen Forderungen der Sozialisten zeigt, dass die 
Polarisierung ebenso von der linken Seite kommt. Die 
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Sozialisten versuchen derzeit in einigen Schlüssel-Län-
dern schon fast krankhaft, mit linken Extremforderungen 
Wähler zurückzugewinnen. Das ist in Deutschland, in den 
USA, in Frankreich, Grossbritannien, selbst in Deutsch-
land und in der Schweiz der Fall. 

Umverteilung am Limit
Sie haben immer noch nicht realisiert, dass die über-
schuldeten Staatskassen keine weitere Umverteilung zu-
lassen und dass man nicht mehr umverteilen kann, als 
man zuvor erwirtschaftet hat. Die Leute auf der Strasse 
haben hingegen längst erkannt, dass der Sozialstaat seine 
Grenzen erreicht hat und das Geldverteilen vor allem dem 
Stimmenkauf dient. Noch nicht ganz ins Bewusstsein der 
Bürger vorgedrungen ist die staatliche Strangulation der 
Unternehmen mit immer neuen Regulierungen, Steuer- 
und Abgabenlasten. Es lohnt sich für viele Unternehmer 
nicht mehr, Risiken einzugehen, weil der Staat die erfolg-
reichen Unternehmen schröpft und mit politisch motivier-
ten Subventionen, beispielsweise im sozialen Wohnungs-
bau, den Wettbewerb verzerrt. 

Die Leute stellen auch fest, dass Zugewanderte, die nichts 
zum Wohlstand und Aufbau eines Landes beigetragen ha-
ben, vom Staat grössere Finanzhilfen erhalten als die ar-
men eigenen Bürger, die ihr ganzes Leben lang gearbeitet 
und in die Sozialwerke einbezahlt haben. Auch Lohn-
schutz-Gesetze und Mindestlöhne verhindern nicht, dass 

kostspielige ältere Arbeitnehmer durch kostengünstige 
Neuzuzüger ersetzt werden.

Stadt-Land-Konflikt nimmt zu
Die jüngste Protestbewegung in Europa sind die «Gelb-
westen – Gilets jaunes» in Frankreich, welche die sozi-
alen Ungerechtigkeiten im Lande, vor allem aber auch 
die wachsende Kluft zwischen Stadt und Land, anpran-
gern. Dazu gehört auch die Erhöhung der Benzinpreise 
um 6,9 Cents pro Liter, was die Landbevölkerung be-
sonders hart trifft, weil sie auf Privatautos angewie-
sen ist. Dass der Stadt-Land-Konflikt, der sich erstmals 
auch gewaltsam manifestiert, an Bedeutung zulegen 
wird, zeigt auch eine Spezialstudie des WEF 2019. Die-
se kommt zum Schluss, dass es an der Zeit sei, die Zen-
trumsvorteile der Städte abzuschöpfen und an die Be-
völkerung auf dem Lande zu verteilen. 

Diese Forderung steht in völligem Gegensatz zum Irr-
glauben in der Schweiz, mit dem die linken Stadtre-
gierungen der konservativen Landbevölkerung weis-
zumachen versuchen, dass die Städte Zentrumslasten 
zu tragen hätten, welche die Landbevölkerung mitfi-
nanzieren müsse. Der auch andernorts aufkeimende 
Stadt-Land-Konflikt wird die Regierungen zwingen, 
sich wieder um die Probleme der eigenen Bevölkerung 
zu kümmern, statt auf internationalem Parkett Luft-
schlösser zu bauen. 
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Einmal erpresst, immer erpresst
Die Eidgenössischen Räte sind ein-
gebrochen: Sie erteilen – trotz fort-
gesetzter Erpressungen aus Brüssel 
– grünes Licht für eine weitere Kohä-
sionsmilliarde an die EU. Dem Bun- 
desrat wird überlassen, Bedingungen 
daran zu knüpfen – womit die seiner-
zeit lauthals angekündigten Bedin- 
gungen gestorben sind.

Und sogleich präsentiert Brüssel die nächste Erpressung. 
Dies, indem innerhalb der EU vor allem auf Betreiben 
Frankreichs beschlossen wurde, dass in die Arbeits- 
losigkeit geratene EU-Grenzgänger fortan vom Land, wo 
sie Arbeit geleistet haben, zu entschädigen seien – nicht 
mehr vom Wohnsitzland. 

Die meisten Medien haben über diese Neuerung kurz 
berichtet. Kommentarlos. Die Frage, welche Länder in 
Europa weit mehr Grenzgänger aus Nachbarländern be-
schäftigen, als sie dorthin entsenden, wurde 
von niemandem gestellt – geschweige denn be-
antwortet. 

Es sind genau zwei: Mit Riesenabstand an der 
Spitze steht die Schweiz. Daneben gehört auch 
Luxemburg in diese Kategorie. 

Mit andern Worten: Was die EU da völlig ein-
seitig festgelegt hat, heisst nichts anderes, als 
dass die Schweiz fortan für Hunderttausende, 
die in EU-Ländern (an der Spitze steht Frankreich) arbeits- 
los werden, zahlungspflichtig werden soll. Das dürfte der 
Schweiz jährlich Milliarden-Rechnungen bescheren.

Fakten und Zusammenhänge, die jeder erkennen kann. 
Aber kein einziges in der Schweiz erscheinendes Organ 
hat den klar auf die Schweiz zielenden Erpressungs- 
charakter der neuen Arbeitslosen-Regelung Brüssels 
auch nur ansatzweise erwähnt. 

Drei Gründe können dafür verantwortlich sein: Die 
Wirtschaftsredaktionen sind zu faul, zur angekündig-
ten Neuordnung der Arbeitslosenentschädigung in der 
EU Recherchen vorzunehmen. Oder sie sind zu dumm, 
die Folgen dieses Brüsseler Affronts an die Adresse der 
Schweiz zu durchschauen. Oder aber sie empfinden 
klammheimliche Freude darüber, dass die Schweiz von 
den Schuldenmachern in Brüssel skrupellos ausgenom-
men wird. 

Welcher Grund auch zutrifft: Das Versagen der Schwei-
zer Medienschaffenden kann drastischer kaum sichtbar 
werden als in ihrem Schweigen zu den Hintergründen des 
neusten Brüsseler Affronts an die Adresse der Schweiz. 

Ulrich Schlüer

Gegen die Globalisierung agieren nicht nur führende 
Politiker in Industrieländern wie Italien, Polen und Un-
garn, sondern zusehends auch aufstrebende Märkte in 
Mexiko oder Brasilien. Dieser Widerstand überrascht, 
denn viele Studien zeigen, dass letztere stark von der 
Globalisierung profitiert haben. Aber oft war es eben 
auch dort nur die wohlhabende Oberschicht, die von der 
Globalisierung profitierte. Selbst in den USA und vor al-
lem in Brasilien, dem bevölkerungsmässig fünftgröss-
ten Land der Welt, sind immer weniger Wähler bereit, 
die Globalisierung zugunsten Chinas zu unterstützen.

Verunsicherte Anleger und Finanzmärkte
Der internationale Wettbewerb hat vor allem im Westen 
die Inflation gedrückt, so dass die Notenbanken mit der 
Angst vor Deflation sogar ihre ultralockere Geldpolitik 
rechtfertigen konnten, obwohl die Nullzinspolitik wohl 
eher eine Folge der Verpolitisierung der Reservebanken 
ist. Der Druck der Politik auf die Notenbanken und 
deren Willfährigkeit verunsichern die Anleger, denn 
sie realisieren, dass die Nullzinspolitik vor allem den 
Regierungen dient, ihre Zinskosten tief zu halten und 
neue Schulden einzugehen. Viele Bürger halten es für 
unfair, dass Schuldner auf Kosten der Sparer privilegiert 
werden und dass Leute, die für ihre Altersvorsorge 
sparen, mit Negativzinsen abgestraft werden. 

Eine Änderung der Situation ist vorab in Europa und 
in Japan nicht in Sicht. Deshalb sorgen sich die Renten-
versicherten, dass die Pensionskassen und Lebensver- 
sicherungen die Erträge nicht erwirtschaften können, 
auf denen ihre Rente basiert. Eine tiefe Inflation bedeu-
tet auch, dass die Unternehmen ihre Preise nicht mehr 
in gewohntem Ausmass erhöhen können und zur Er-
tragserhaltung auf der Kostenseite ansetzen müssen.

Deshalb erstaunt der wachsende Widerstand der Verlie-
rer gegen die Globalisierung nicht. Die Globalisierung 
wird wohl ins Stocken geraten. Damit einhergehen wer-
den eine Wachstumsverlangsamung der Wirtschaft und 
ein schwächeres Gewinnwachstum der Unternehmen. 
So ist es kein Wunder, dass die Finanzmärkte verunsi-
chert sind.

Hans Kaufmann
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In der Klosterküche ist einiges vom Mittagessen üb-
rig geblieben. Die Oberin bringt es den Arbeitern 
auf einer nahen Baustelle. Bevor sie es abgibt, will 
sie aber die Leute prüfen, ob sie religiös sind. Sie 
fragt den ersten: «Kennen Sie Pontius Pilatus?» Er 
verneint und ruft einem Arbeitskollegen zu: «Kurt, 
kennst du Pontius Pilatus?» «Nein», erwidert dieser, 
«worum geht es denn?» Da antwortet der erste: «Sei-
ne Frau ist hier und will ihm das Essen bringen!»

Lachen verboten!

Alt-Bundesrat Villiger: «Der Status quo ist keine Option»

 «Der Bundesrat muss führen» – aber wohin? 
von Dr. Hans Durrer, Rechtsanwalt, Zug

Alt-Bundesrat Kaspar Villiger hat kürzlich in einem 
Gastkommentar (NZZ, 11.2.2019) gefordert, der Bundes-
rat müsse führen und der Status quo (in den Beziehungen 
Schweiz-EU) sei keine Option. So weit so gut. 

Doch damit erschöpft sich bereits seine Weisheit. Denn 
die Frage muss doch lauten: Wohin soll der Bundesrat 
führen, und wohin soll sich der Status quo verändern? 
Für Kaspar Villiger ist klar: Unser Weg geht in die EU! 
Das ist eine Position, die man vertreten kann. Doch was 
er als «Argumente» hinterherschiebt, lässt einem die 
Haare zu Berge stehen.

So beklagt Kaspar Villiger anhand von einigen Bei-
spielen einen «Reformstau» in der Schweiz. Doch 
ist der Rahmenvertrag die Lösung gegen die-
sen Reformstau? Jeder einigermassen interessier-
te Zeitgenosse sieht, wie die EU am eigenen Reform- 
stau zugrunde geht: Demokratiedefizit, Flüchtlings- 
chaos, Digitalisierungsproblematik, Überalterung, 
Schuldenkrise. In all diesen zentralen Fragen ist die EU 
unfähig, zukunftsweisende Lösungen aufzuzeigen; sie 
zerfleischt sich lieber selbst. 

Ebenso verhält es sich mit der von Villiger zu Recht kri-
tisierten Verbürokratisierung unseres Landes durch die 
«Heerscharen von Politikern und öffentlichen Bedienste-
ten». Doch glaubt Villiger im Ernst, dass der Beamten-
moloch Brüssel mit seinen noch viel grösseren «Heer-
scharen von Politikern und öffentlichen Bediensteten», 
die sich um den Krümmungsgrad von Gurken kümmern 
statt um die Förderung der Freiheit, einen Befreiungs- 
und Entbürokratisierungsschub für die Schweiz brin-
gen würde? 

Ebenso erschreckend ist Villigers «Begründung», wa-
rum die Schweiz das Rahmenabkommen getrost rati-
fizieren könne: «Wir können den Vertrag souverän ab-

schliessen und wieder kündigen», erklärt er. Da fragt 
man sich: Liest der Herr alt Bundesrat keine Zeitung 
mehr? Die Vorgänge um den Brexit zeigen doch in al-
ler Dramatik: Die EU lässt keine Kündigungen zu. Und 
wenn doch, dann nur gemäss ihrem Diktat. Im gleichen 
Mass diktatorisch zeigt sich die EU auch gegenüber For-
derungen aus der Schweiz, allenfalls die Personenfrei-
zügigkeit aufzukündigen und den Rahmenvertrag eben 
nicht zu unterzeichnen. Brüssels Antwort ist eindeutig: 
Geht nicht! Gibt’s nicht! 

Mit anderen Worten: Der Status quo – die Politik der 
schleichenden Anbiederung der classe politique an die 
EU – muss endlich aufhören. Der Bundesrat muss wie-
der führen, die Stärken unseres Landes ausspielen und 
unsere Freiheit und Souveränität verteidigen, damit wir 
auch in Zukunft frei, unabhängig und selbstständig mit 
jedem Land der Welt politische und wirtschaftliche Be-
ziehungen unterhalten können – unabhängig vom Ver-
dikt der Brüsseler Bürokraten. Das braucht Mut. Diesen 
Mut sollten vor allem die Freisinnigen wieder aufbrin-
gen – nicht zuletzt auch auf dem Hintergrund ihrer Ge-
schichte als Hüter der Freiheit sowie des liberalen nicht 
servilen Geistes. Das wäre weltoffen. 

Hans Durrer
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Fragen und Antworten 

Serafe im Schlafzimmer (2)
von Hermann Lei, Kantonsrat, Frauenfeld

Auf meinen letzten Artikel «Serafe im Schlafzimmer» gingen bei der «Schweizerzeit» viele Fragen ein. Ich beantworte nach-
stehend die wichtigsten.

Frage: Ich schaue nie fern. 
Dennoch habe ich eine Serafe-
Rechnung erhalten. Warum?

Antwort: Mit der Umstellung 
auf die «geräteunabhängi-
ge Haushaltsabgabe», inkl. 
Wechsel von Billag zu Serafe, 
wird die Fernsehabgabe zu 
einer Steuer – egal, ob man 
zum Empfang geeignete Ge-
räte hat oder nicht. Aber noch 
bis Ende 2023 kann man sich 

von der Abgabepflicht befreien lassen.

Muss ich Serafe-Gebühren zahlen, wenn ich keine Schweizer 
Sender schaue und nicht Radio höre?

Wer keinen Fernseher und kein Radio – jedoch Internet – 
hat, der muss die Gebühr nur bezahlen, wenn er ein Digi-
tal-TV-Abonnent ist, oder wenn er bei einem Gratisanbieter 
wie Wilma oder Zattoo registriert ist. Nicht bezahlen muss 
man, wenn man mit dem PC oder Handy beispielsweise le-
diglich die Arena von gestern Abend ansieht.

Ich habe keine empfangsbereiten Geräte und will daher die 
Serafe-Gebühr nicht zahlen. Was muss ich tun?

Das Gesuch für eine Befreiung (Opting-out) muss zwingend 
über das dafür vorgesehene Formular erfolgen. Das Gesuch 
kann jederzeit jeweils nach Erhalt der Rechnung gestellt 
werden, auch wenn die Rechnung schon bezahlt wurde.

Muss ich die Serafe-Gebühr auch bezahlen, wenn ich nur 
Radio höre?

Ja, sofern das Radio zum Programmempfang bestimmt ist. 
Abgabepflichtig ist jeder, der ein Gerät besitzt, mit dem 
man Radio- oder Fernsehprogramme empfangen kann oder 
könnte (vgl. Art. 109 Abs. 1 RTVG).

Ich habe bis jetzt für meine Druckerei eine gewerbliche Ge-
bühr entrichtet. Was ändert sich für mich?

Firmen mit einem Jahresumsatz unter 500’000 Franken 
zahlen nichts. Wenn Sie darüberliegen, zahlen Sie je nach 
Umsatz – bis zu einer Million sind es 365 Franken. 

Wir betreiben im selben Raum zwei Firmen. Nun sollen wir 
einmal die TV-Gebühr und einmal einen Betrag nach Umsatz 
bezahlen. ist das korrekt?

Nein, jedes Unternehmen wird in eine Tarifkategorie ein-
gestuft und muss anhand der entsprechenden Tarifkatego-
rie die Abgabe bezahlen. Je höher der Umsatz, desto höher 
die Tarifkategorie und die geschuldete Abgabe. Unterneh-
men der Stufe 1 mit einem Umsatz zwischen 500’000 und 
999’999 Franken bezahlen 365 Franken (entspricht der Ab-
gabe eines Haushalts). Unternehmen mit einem Umsatz un-
ter 500’000 Franken zahlen nichts.

Darf der Serafe-Kontrolleur mein Schlafzimmer betreten?

Das BAKOM ist für die Kontrollen der Haushalte und die 
Durchführung von Verwaltungsstrafverfahren zuständig, 
nicht die Serafe. Die BAKOM-Kontrolleure dürfen gemäss 
Gesetz alle Ihre Räumlichkeiten betreten. Wenn Sie nichts 
zu verbergen haben, so sollten Sie gegenüber dieser un-
glaublichen Anmassung zivilen Widerstand leisten und die 
BAKOM-Beamten nicht hereinlassen.

Hermann Lei

			
											Wir	beraten	Sie	gerne:		

	
				 		

									www.safe4u.ch	
	
alexander.haring@safe4u.ch						
christoph.ziegler@safe4u.ch	

		A.	Haring																		Ch.	Ziegler	
		079/822	93	75								076/389	02	15	

Beugen	Sie	jetzt	vor!		
Testen	Sie	die	neue	safe4u	Alarmanlage,	
kostenlos	-		direkt	bei	Ihnen	zu	Hause!	

Vorteile	der	neuen	safe4u	365pro	Alarmanlage:	
→	Einfache	Inbetriebnahme,	sofort	einsatzbereit	
→	Ohne	WLAN/Funk,	zertifiziert	strahlungsfrei	
→	Ohne	Montage	und	bauliche	Massnahmen	
→	Zuverlässige	Absicherung	bis	800m2	
→	Ohne	Folgekosten,	Service-Abo,	Wartung	etc.	
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Leserbriefe
Missbrauchte Spendengelder
Wir Schweizer, ein spendefreudiges Volk, wollen, dass 
möglichst viel den Hilfebedürftigen zukommt. Dass die 
Administrationskosten nicht überall gleich hoch sind, 
war zu erwarten. Dass Spendengelder aber auch für 
Eingriffe in politische Entscheidungen (Beispiel Selbst-
bestimmungs-Initiative) eingesetzt werden, dürfte nicht 
nur mich überrascht haben. So haben kürzlich über 120 
der 489 Organisationen mit den 21 ZEWO-Standards 
Spendegelder für politische Aktionen missbraucht. Auch 
von den zehn im Spendenreport erwähnten grössten Or-
ganisationen war die Hälfte mit von der Partie. Wer’s 
nicht glaubt, der sehe nach unter www.sbi-nein.ch/part-
nerorganisationen. Diese Zweckentfremdung von Spen-
dengeldern ist für mich völlig inakzeptabel.

Willi Schwarz, Felben-Wellhausen

Nachhaltig leben – wie vor 60 Jahren
Wenn die minderjährigen Klimaaktivisten wirklich et-
was Gutes tun wollen, dann sollen sie doch einfach so 
nachhaltig leben wie meine Generation (ich bin Jahr-
gang 1945) seinerzeit: Drei Kilometer Schulweg zu Fuss 
bei jedem Wetter, Milch holen in der Alukanne, nur zwei 
Mal Fleisch in der Woche, alle Mahlzeiten täglich frisch 
zubereitet und die Reste am anderen Tag wieder aufge-
wärmt, stundenlang draussen spielen ohne Handy, kein 
Auto, nur mit dem Velo unterwegs, eine halbe Stunde 
Schwarzweiss-Fernsehen pro Tag, um neun Uhr am 
Abend ins Bett. Heute werden wir Tag und Nacht mit 
Antennen bestrahlt, damit die Handys immer schneller 
werden; kommuniziert wird elektronisch, und es gibt 
immer weniger persönliche Gespräche. 

Heinz Gerber, Thun 

Blanker Materialismus statt direkte Demokratie
Mit dem vorliegenden Rahmenvertrag Schweiz-EU wird 
das tiefe Bewusstsein unseres direkt-demokratischen 
Staates zugunsten einer rein materialistischen Betrach-

tung verachtet. Die bezweckte Auflösung unserer Iden-
tität entspricht dem Diktat einer globalen Macht-Cli-
que. Mit dem Rahmenvertrag findet eine Spaltung der 
staatspolitischen Orientierung des Bürgers zugunsten 
materieller Entscheidungen statt. Der Mensch wird zur 
vernachlässigbaren Grösse. Kultur, Tradition, Identi-
tät sowie jahrhundertealte Wertsysteme zählen nicht 
mehr. Der Rechtsstaat wird zerstört. Es herrscht Anar-
chie. «Die Justiz ist regelrecht abgesoffen» meint sogar 
der deutsche Ex-Verfassungsrichter Hans-Jürgen Papier. 
Das finanzielle Chaos ist unlösbar. «Teile und herrsche!» 
ist die Devise! Die Krise der sich in Auflösung befindli-
chen EU ist real und sichtbar. Und dieser EU soll sich 
die Schweiz aus rein ökonomischer Fixierung politisch 
wie gerichtlich unterordnen, nur weil dies wenigen Pro-
fiteuren, Vasallen und umnachteten Globalisten zweck-
mässig erscheint?

Bruno Ackermann, Adligenswil

Zu viele Menschen zerstören die Erde
Alle Konferenzen, Gesetze, Beschlüsse und sonstigen 
Massnahmen werden letztlich wenig nützen gegen die 
Erderwärmung, gegen zunehmende Naturkatastro-
phen, gegen Hunger und Wasserknappheit, gegen das 
Sterben der Meere und Ozeane und gegen die Vermül-
lung und Verseuchung von Erde, Luft und Wasser. Denn 
all diese Beschlüsse sind – bevor sie in die Tat umge-
setzt werden können – rasch wieder Makulatur, weil 
inzwischen wieder viele Millionen neuer Menschen ge-
boren wurden, welche die Ursache der Übel weiter ver-
grössern und verschlimmern. Helfen kann hier m.E. 
nur eine weltweit klar geregelte und zugleich humane 
Geburtenkontrolle. 

Achim Wolf, Mannheim BRD

Lügenhafte Statistik
Gemäss Teletext SRF (Seite 108) sind die Diebstähle in 
der Schweiz seit 2012 um rund 50 Prozent zurückge-
gangen. Tönt gut, entspricht aber nicht den Tatsachen. 
Tatsache 1: Die Limite für «minderen Diebstahl» wurde 
inzwischen zwecks «Entlastung der Justiz» von 100 auf 
300 Franken erhöht. Das heisst: Viele Delikte fallen aus 
der Statistik. Tatsache 2: Gemäss der Zürcher Stadtpoli-
zei ist die Zahl der Verzeigungen von Diebstählen innert 
Jahresfrist (von Jahr 2017 auf 2018) von rund 14’000 
auf 16’800 gestiegen. Generell ist der Anteil an auslän-
dischen Tätern erschreckend gross. Die Entwarnung ge-
mäss Teletext kommt eindeutig zu früh.

(Name des Einsenders ist der Red. bekannt)

Greta Thunberg und Uriella
Greta Thunberg und das selbsternannte Sprachrohr Got-
tes, Uriella von Fiat Lux, wissen beide haargenau, was 
in 30, 50, 100 Jahren geschehen wird; beide sehen den 
schon oft prophezeihten Weltuntergang voraus. Während 
Greta Thunberg von der Umweltlobby, den Linksparteien, 
Medien und Kirchen gepuscht wird, wurde Uriella von 
den gleichen Kreisen als unseriös verhöhnt oder totge-
schwiegen.

Max Meyerhans, Wollerau

Nach der «Klima-Demo»
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Restaurant

Kl    f  lde

e

e
Mädergutstrasse 5
3018 Bern-Bümpliz
031 981 14 10
info@rest-kleefeld.ch

www.rest-kleefeld.ch

Das Restaurant Kleefeld ist der beliebte Treff in 
Bern-Bümpliz und das Stammlokal der Samariter. 

Gerne verwöhnen wir Sie mit zahlreichen köstlichen 
Spezialitäten aus gut bürgerlicher Küche! 

Täglich servieren wir Ihnen zwei Tagesmenus inkl. 
Tagessuppe oder Salat zum Preis von Fr. 16.50 und 

Fr. 17.50, sowie den «Wuche-Hit» für Fr. 25.50.

Für Gruppen bieten wir auch ein feines Käse-Fondue 
oder Fondue Chinoise an.

Unser vielseitiges Lokal mit grosszügiger Gaststube, 
Pavillon, gemütlichem Bistro / Tea-Room, Raucher-Bar 

und Sommer-Terrasse lädt zum Verweilen ein. Wir 
verfügen über einen geräumigen Saal (unterteilbar in 

zwei Räume), der ideal ist für Ihre Feier, Seminare, 
Geschäftsessen, Referate, Familienfeste, etc. Gerne 
unterstützen wir Sie bei der Planung Ihres Anlasses.

Wir freuen uns auf Ihren Besuch!

Nationalrat Erich Hess und das «Kleefeld» Team!

Unsere Öffnungszeiten:
Dienstag bis Samstag: 9.00 bis 22.30 Uhr
Sonntag und Montag: Ruhetag

Gratis-Parkplätze vorhanden 
(Einstellhalle)
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Willkommen im Restaurant Kleefeld!

Integration ist keine Einbahnstrasse
Zwar hat die Schweiz in einer jüngst 
veröffentlichten Integrationsstudie 
der Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD) zufriedenstellend abgeschnit-
ten. Gleichzeitig hätten sich aber bei 
der Förderung von Migrantenkindern 
angeblich erhebliche Mängel offenbart.

Widersprüchliche Meldungen dieses Inhalts geistern seit 
Jahren durch die Gazetten von links bis rechts und erwe-
cken den Eindruck, der Integration sei hierzulande nur da-
rum kein Erfolg beschieden, weil sich die Schweiz zu wenig 
bemühe. Richtig ist jedoch: Unsere Migrationsverantwortli-
chen tun ihr Bestes und wir, die Steuerzahler, zahlen unser 
Möglichstes! Wie aus Studien und staatlichen Arbeitsberich-
ten hervorgeht, sind schweizerische Bemühungen, das Heer 
der Migranten zu assimilieren, nachweislich vorhanden. 

Was dem Erfolg entgegenwirkt, ist die bei Migrantenfami-
lien oft unausrottbare Meinung, die Integration sei eine 
Einbahnstrasse, die nur vom Gastland begangen werden 
müsse. In vorauseilendem Gehorsam dem Willen der OECD 
folgend, will nun der Bund sogar entsprechende Massnah-

men im revidierten Ausländergesetz verankern. So sollen 
Zuwanderer künftig über Integrationsangebote der Schweiz 
zum Voraus informiert werden – inklusive Nennung all je-
ner Justizstellen (Anwälte, Gerichte, humanitäre Hilfsor-
ganisationen), an die er sich wenden soll, falls nicht alles 
exakt so läuft, wie er es sich vor der Abreise in Eritrea, 
Kongo, Afghanistan, Syrien und dem Balkan ausgemalt hat. 

Dabei ist die Wahrheit ganz einfach: Sehr viele Migran-
ten zeigen an einer echten Integration null Interesse. Die 
Integration ist für sie dann abgeschlossen, wenn alle ver-
fügbaren materiellen, wirtschaftlichen, sozialen und sons-
tigen Dienstleistungen ausgeschöpft – um nicht zu sagen 
«ausgebeutet» sind. Ist dieser Zustand des rein persönli-
chen «Wohlfühlstatus»  erfüllt, heisst das für sie bezüg-
lich Integration: Ende der Fahnenstange. Weiter wollen sie 
nicht klettern.

So muss denn die Botschaft an sie lauten: Kurze Hosen, weis- 
se Socken, Sandalen und der genüsslich geschlürfte Mokka 
auf Kosten des Sozialamtes im Stammcafé sind hierzulan-
de noch kein Paradebeispiel für eine gelungene Integration. 

Charly Pichler	 pichler@thurweb.ch
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Die andere 
Sicht!
Die Weltwoche bereichert seit über 80 Jahren den Wettbewerb  
der Argumente durch die grösste Vielfalt an fundierten Meinungen.  
Sie schreibt und spricht aus, was andere nicht zu sagen wagen.  
Überzeugen Sie sich selbst!

Nummer 35 — 30. August 2018 – 86. Jahrgang
Fr. 8.50 (inkl. MwSt.) – Euro 6.90

Paul Rechsteiner, Josef Joffe, Wachmann Meili, Asia Argento

Feindliche Übernahme
Warum mich der Islam beunruhigt. 
Von Thilo Sarrazin

Steinreiche Gewerkschafter 
Die Unia kassiert 170 Millionen Franken im Jahr. Von Florian Schwab

Verschwörung  
gegen Amerika

Was hinter den Angriffen gegen Präsident Trump steckt.  
Von Hansrudolf Kamer

Höhenflug der  

Schweizer Literatur 

Thomas Hürlimann,  

Milena Moser, Alex Capus

Nummer 44 — 1. November 2018 – 86. Jahrgang
Fr. 8.50 (inkl. MwSt.) – Euro 6.90

Simonetta Sommaruga, George Soros, Angela Merkel, Elon Musk

Wie ich die Schweiz rettete
General Ulrich Wille über den Landesstreik. 
Historischer Sensationsfund

Jugend und Sex
Ein Erfahrungsbericht. 

Von Yaël Meier

100 Wochen in  
Gaddafis Gewalt

Geisel Max Göldi packt aus. Von Philipp Gut

Tim & Struppi 

Das düstere Geheimnis  

der fröhlichen  

Comic-Helden

Nummer 48 — 29. November 2018 – 86. Jahrgang
Fr. 8.50 (inkl. MwSt.) – Euro 6.90

Florian Schwab: Warum wir Pierin Vincenz vermissen 

Glück im Toggenburg
Toni Brunner, das politische Urtalent, geht nach Hause.  
Von Erik Ebneter

Kinderlose regieren 
Was das für die Schweiz bedeutet. Von Katharina Fontana und Philipp Gut

Robespierre: 
Der erste Gutmensch

Tugendterrorist als Volksheld: Frankreich feiert.  
Von Jürg Altwegg 

Ist Ai Weiwei  

ein Scharlatan?

Im Westen ein Held, 

in China unwichtig

www.weltwoche-entdecken.ch

Gewinnen  

Sie eine  

Traumreise!  

19_02_Schweizerzeit_182x275   1 01.02.19   11:46
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Arbeitgeber sind bei Berufen 
mit einer Arbeitslosigkeit von 
über acht Prozent verpflich-
tet, ihre offenen Stellen zuerst 
den Regionalen Arbeitsvermitt-
lungsämtern (RAV) zu melden. 
Nachdem eine Firma eine offe-
ne Stelle dem RAV gemeldet hat, 
muss sie fünf Tage warten, bis 
sie diese Stelle auf einem ande-
ren Weg publizieren darf. Die 
RAVs sind ihrerseits gehalten, 

innerhalb von drei Tagen dem Unternehmen geeignete Dos-
siers von Stellensuchenden zu unterbreiten.
 
Das Bundesparlament hat bei der Nichtumsetzung der 
Masseneinwanderungs-Initiative mit dieser «Lösung» 
eine eigentliche Ausländerprivilegierung geschaffen. 
Also genau das Gegenteil dessen, was Volk und Stän-
de in ihrer Mehrheit beschlossen haben. Dies, weil sich 
unter anderem auch Grenzgänger bei den RAVs anmel-
den können sowie alle Personen, die in der Schweiz an-
sässig sind. Statt die Volksinitiative umzusetzen, wurden 
für Arbeitgeber neue administrative Hürden errichtet –  
und es wurde ein Papiertiger geschaffen.
 
Wie absurd das sein kann, zeigt nachfolgendes Beispiel: 
Wenn wir für die Obsternte eine Nachbarin oder einen 
Nachbarn als temporäre Aushilfskraft für mehr als 14 Tage 
anstellen, muss die Stelle zuerst beim RAV gemeldet und 
dort ausgeschrieben werden. Innerhalb von drei Tagen krie-
gen wir Vorschläge mit Dossiers, darunter auch von Grenz-
gängern. Nach fünf Tagen kann den Bewerbern eine Ab-
sage erteilt werden. Und erst jetzt kann ich die Nachbarin, 
die seit zehn Jahren jeden Herbst teilzeitlich während der 
Obsternte aushilft, anstellen.
 
Fragen an die Regierung
In diesem Zusammenhang haben wir eine Interpellation 
eingereicht und die Regierung gebeten, die folgenden Fra-
gen zu beantworten:

1. �Wie sind die Erfahrungen der RAVs mit dieser neuen 
Regelung?

2. �Hat die neue Regelung Auswirkungen auf die Arbeits-
belastung in den RAVs? Mussten zusätzliche Stellen ge-
schaffen werden?

3. �Wie viele Personen konnten aufgrund dieser neuen Re-
gelung durch die RAVs vermittelt werden?

Ein absurdes Beispiel aus der Praxis

 Grenzgängervorrang beim RAV
von Kantonsrat Martin Hübscher, Fraktionspräsident, Bertschikon bei Attikon ZH

Seit dem 1. Juli 2018 gilt in der Schweiz aufgrund der Nichtumsetzung der Masseneinwanderungs-Initiative die sogenannte 
Stellenmeldepflicht.

4. �Wie hat sich die Anzahl gemeldeter Personen auf den 
RAVs seit dem 1. Juli 2018 entwickelt, und wie sieht die 
Zusammensetzung der gemeldeten Personen nach Auf-
enthaltsstatus aus?

5. �Wie hat sich die Anzahl Grenzgänger, die bei den RAVs 
im Kanton Zürich gemeldet sind, entwickelt, und wie viele 
haben sich seit dem 1. Juli 2018 neu angemeldet?

*
Mit Spannung erwarten wir die Antworten des Regierungs-
rates … Martin Hübscher

Der Gender-Irrsinn nimmt immer groteskere Formen 
an. In England hat der nationale Sportverband verfügt, 
dass ursprüngliche Männer, die sich heute «als Frauen 
fühlen», ab sofort Umkleideräume, Duschen und WCs 
zu benutzen hätten, die ausdrücklich Frauen vorbehal-
ten seien. Das trifft auch viele Jugendliche – sowohl sol-
che, die sich «neu fühlen» als besonders auch Mädchen, 
die mit «neu sich Fühlenden» Garderobe und Dusche zu 
teilen haben. Der Sportverband hat dazu ein kategori-
sches Verbot erlassen: Es sei jedem Club untersagt, die 
Eltern aktiv wie passiv Betroffener zu orientieren, wenn 
Frauen-Umkleideräume aufgrund von Gefühlen bei ehe-
maligen Männern Zuzug erhalten sollten. Dies versetzt 
vor allem die Eltern von Töchtern in Rage. Schliesslich 
ist es dem Verband bis heute nicht gelungen, «echte Ge-
fühle» zweifelsfrei von allenfalls bloss vorgetäuschten –  
vielleicht gar voyeuristisch motivierten sicher zu unter-
scheiden. Was an Gender motivierten Purzelbäumen 
steht der Menschheit wohl noch alles bevor? 

us

Lieber gemeinsam 
als einsam?
Ich vermittle seriöse Singles aus allen Alters- und 
Berufskategorien in der
ganzen Schweiz aus meinem aktuellen, grossen 
Mitgliederpool bis zum Erfolg!

Ich freue mich, Sie und Ihre Partnerwünsche bei 
einem persönlichen, unverbindlichen und 
kostenlosen Beratungsgespräch kennenzulernen 
und auch Sie zu verlieben!  

Ursula Carissimi, Tel. 079 633 32 20
Viele Kundenprofile und mehr Infos finden Sie auf 
www.partnerlife.ch

Die persönliche Partneragentur für Ihren 
Lebenspartner mit Niveau
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www.andreaboesiger.ch

Original-Bilder in Acryl und Öl
Hochwertige Prints erhältlich

Markus Bösigers Betrieb 
ist traditionellem Maler-
handwerk verschrieben. 
Der Schwerpunkt liegt auf 
Renovationsarbeiten. Die 
Fassaden vieler sorgfältig 
instand gestellter Häuser 
in der Zuger Altstadt, die 
bei Spaziergängern und 
Passanten Bewunderung 
wecken, sind Visitenkarten 
handwerklichen Könnens von 
Markus Bösiger und seinen 
Mitarbeitern. 

So ausgeprägt das Geleistete Markus Bösiger mit Stolz 
erfüllt, so nachdrücklich kritisiert er bürokratische 
Schikanen, denen seine Firma wie viele andere KMU-
Betriebe ausgesetzt ist. Weniger Behinderung durch 
staatliche Verwaltungen – das ist das einstimmige 
Begehren sozusagen aller KMU-Gewerbler. 

Reglementitis grassiert 
Markus Bösiger untermauert diese Kritik mit Beispielen 
aus der immer einschneidender reglementierten 
Berufsausbildung. Ein Viertel der Beschäftigten in der 
Malerwerkstatt Bösiger sind Lehrlinge. Neuerdings – 
eine Folge der «Harmos»-Schulreform – treten nicht 
wenige Schulabgängerinnen und -abgänger ihre 
Berufslehre bereits mit fünfzehn Jahren an. Kaum 
jemand, der mit der Harmos-Reform die Vorverlegung 
des Schuleintritts erzwungen hatte, dachte bei deren 
Umsetzung daran, dass ein früherer Schuleintritt auch 
einen früheren Schulabschluss bewirkt. 

Dafür gibt man sich heute überrascht, dass 
fünfzehnjährige Lehrlinge gemäss der auch von 
der Schweiz unterzeichneten Uno-Kinderrechts-
Konvention «verbotener Kinderarbeit» ausgesetzt 
werden. Ein Tatbestand, der zunächst Bestürzung, 
dann aber seitens der hiesigen Bürokratie emsige 
Betriebsamkeit ausgelöst hat. Eine wahre Flut neuer 
Auflagen soll nun die Schweizer Berufslehre Uno-

Alltagssorgen eines KMU-Unternehmers 

 Bürokratie bedroht Berufslehre
Die «Schweizerzeit» im Gespräch mit Markus Bösiger, eidg. dipl. Malermeister, Zug

Markus Bösiger beschäftigt in seinem Malerei-Betrieb in Zug sechzehn Mitarbeiter, wovon vier ihre Berufslehre absolvieren.
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Zuerst wurden die Raucher fürs Paffen vor die Türe ge-
jagt. Aber gleichzeitig gibt der Bundesrat einige Millio-
nen Franken aus für einen Kiffer-Versuch. Und in Zü-
rich wollen die Apotheker mit «Stoff» Kohle machen. 
Dann folgte quasi das Cervelat-Verbot an Schulen. Ein 
Jahr später will man den Kindern an der Fasnacht nur 
noch Hühner-Wienerli zumuten. Halten wir fest, was 
ein «Wienerli» im Sinne des Lebensmittelrechtes ist:  
«…in das Brät eines Frankfurter Würstchens oder Wie-
ner Würstchens kommen verschiedene Teile Rindfleisch 
oder Schweinefleisch der Klasse I, Speck der Klasse II, 
Wasser in Form von Eis…» usw. Steht da etwas von 
Hühnern, Schafböcken oder Chüngeln? Wir prüfen die 
Gründung eines jährlich wiederkehrenden Anlasses mit 
dem Namen «Nationaler Schweinswurst-Kongress» zur 
Erhaltung der abendländischen Esskultur. Köstliche 
Würste – alles andere ist Beilage!

*
Der Schützenverband des Kantons Jura hat an seiner 
Generalversammlung Brigadier Guy Vallat als Redner 
eingeladen. Dies in der Erwartung, dass er ihnen den 
Rücken stärke für die kommende Abstimmung. Weit 
gefehlt! Der Herr Brigadier «weibelte» für die Umset-
zung der EU-Waffengesetzgebung. Kernaussage: Dem 
Soldaten ist die Waffe zuzutrauen, aber dem Zivilisten 
nicht. Dem Bürgersoldaten traut er also eine Waffe 
ausserhalb des Militärdienstes nicht zu.

Man kann sich den Unmut und die Wut im «salle com-
munale» vorstellen. Ausgerechnet der «eigene Gene-
ral» tritt für die Verschärfung des Waffenrechts und 
für die Entwaffnung ein! Die Empörung ging so weit, 
dass einzelne Mitglieder seinen Rücktritt und sogar 
die Degradierung verlangten. Dazu muss man wissen: 
Die «Tireurs jurassiens» sind bodenständige, manch-
mal eigensinnige Milizsoldaten, die ohne Wenn und 
Aber an die Grenze stehen würden. Sie fühlen sich 
in erster Linie als Milizsoldaten der «République et 
canton du Jura» verpflichtet und sind treue compatri-
otes. Persönliche Anmerkung: Der Schreiber hat wäh-
rend Jahren eine jurassische Einheit geführt. Wer 
ihre Sprache spricht, Sitten, Gebräuche und Tradi-
tionen pflegt, hat ihr volles Vertrauen. Andernfalls 
heisst es «Rompez!» – Abtreten! 

Tis Hagmann

konform ausrichten. Es wurden nicht weniger als 48 
teils umfangreiche Reglemente neu geschaffen, welche 
heute alle Lehrmeister ihren Lehrlingen Stück für 
Stück vermitteln müssen. Ob dies bürokratiegerecht 
erfolgt, wird streng kontrolliert: Blosses Aushändigen 
der Reglemente genügt keineswegs. Sie sind mit den 
Lehrlingen einzeln durchzunehmen. Ein Prozess, der 
hunderte unproduktive Arbeitsstunden draufgehen 
lässt. Die blinde Reformversessenheit sich selbst 
beschäftigender Bürokraten wird finanziell skrupellos 
auf die KMU abgewälzt. 

Berufslehre im Schussfeld
Ein Betriebsinhaber, der sich bei der Vermittlung der 
erwähnten Reglemente Nachlässigkeit vorwerfen las-
sen muss, wird bestraft und von der Lehrlingsausbil-
dung ausgeschlossen. Effizienter könnte der Anschlag 
auf unser weltweit bewundertes, von anderen Ländern 
kopiertes «duales Ausbildungssystem» mit der Berufs-
lehre im Mittelpunkt nicht geführt werden.

Dazu ein Beispiel: Lehrmeister müssen garantieren, 
dass fünfzehnjährige Mädchen im Betrieb nie Lasten 
von mehr als zehn Kilogramm Gewicht zu tragen ha-
ben. Sie für zwei Sechserpack Mineralwasser in ein 
nahes Geschäft zu schicken, ist – dank von Schreib-
tischtätern erfundenem Reglement – schlicht verboten.

Leistungen sind mangelhaft
Aber auch das Wissen und die Fertigkeiten von 
Schulabgängerinnen und -abgängern lassen – wie 
Markus Bösiger ausführt – zunehmend zu wünschen 
übrig. Vom Dreisatz, von der Flächenberechnung, von 
Sorten-Umrechnung, von der Prozent-Rechnung und 
dergleichen  haben zwar die meisten in der Schule 
gehört. Aber im Zeitalter, da Lehrer Schularbeiten 
selten persönlich korrigieren, da Verbesserungen 
als Schikane verpönt sind, da vermittelter Stoff nicht 
eingeübt wird, bleibt der präsentierte Stoff auch nicht 
haften. Nahezu neunzig Prozent (!) der Lehrlinge 
benötigen Nachhilfe, müssen Förderklassen besuchen, 
wofür ein weiterer halber Tag Arbeitszeit pro Woche 
zu opfern ist. Der Lehrmeister muss es tragen.

Als KMU-Unternehmer, so Markus  Bösiger, gewinne 
man den Eindruck, als sei es ein Hauptziel der Politik, 
immer neue Schikanen gegen das Gewerbe aufzubauen. 
Dass die Bereitschaft zur Lehrlingsausbildung 
darunter leidet – darüber werde in Parlamenten zwar 
oft lamentiert. Griffige Gegenmassnahmen vermisse 
man indessen. 

Vermehrt bewerben sich auch Schulabgänger mit 
teils gravierenden Sprachproblemen um Lehrstellen. 
Doch auch Lehrlinge begegnen Kunden und müssen 
Kundenwünsche verstehen, damit sie sie befolgen 
können. Integrationskurse – auf Kosten der Arbeitszeit 
im Betrieb – hätten zwar gewisse Verbesserungen 
gebracht. Angesichts des anhaltenden Umfangs der 
Einwanderung verschärfe sich das Problem trotzdem. 

Wer es anspreche, müsse sich mit Bedacht einer 
indirekten Sprache befleissigen – ansonsten gerate er 
unter Rassismusverdacht.

Entwicklungen, die weder den KMU-Betrieben noch 
dem schweizerischen dualen Bildungssystem förderlich 
sind.

S

Das Gespräch mit Markus Bösiger führten Markus Rezzonico und 
Ulrich Schlüer. 
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Viel Lärm – wenig Geist 

 Notstand
Seit Klima wahrgenommen wird, ist das Klima Verände-
rungen unterworfen. Die Geschichte der Menschheit legt 
davon Zeugnis ab. Jahrzehntelange Kälteperioden verur-
sachten Missernten, Hungersnöte, Notzeiten, die das po-
litische Geschehen – beispielweise den Dreissigjährigen 
Krieg – massgeblich beeinflusst haben. Auch Wärmeperi-
oden haben – lange vor der Erfindung des Verbrennungs-
motors – Weltpolitik mitbestimmt: Hannibal hätte niemals 
mit Elefanten mit Ziel Rom die Südalpen überqueren kön-
nen, wären diese nicht schneefrei gewesen. 

Niemand leugnet Klimaschwankungen. Neu ist heute bloss, 
dass Schule schwänzende Teenager – angehimmelt von Me-
dien und Politikern – apodiktisch den Stopp jeglicher Kli-

maveränderung in Kameras skandieren: So, wie 
das Klima heute ist oder gestern war, so müsse es 
bleiben – für immer! Andernfalls sei mit Weltunter-
gang zu rechnen. Der Klimanotstand sei auszuru-
fen. Ein Ruf, dem scheinbar kein dem Aktivismus 
verfallener Politiker widerstehen kann. 

Mildernde Umstände
Zugunsten der lautstark manifestierenden Teen-
ager sei eingeräumt: Sie besuchen Schulen, die sie 
des seriösen Geschichtsunterrichts systematisch 

berauben. Ausser zur Notstands-Reife aufgebauschtem 
Heute kennen diese Schüler wenig. Sie wissen nicht, dass 
Kinder-Kreuzzüge auch schon früher stattgefunden haben. 
Das macht aus ihnen eine Masse, die Politiker und Medi-
en mit Leichtigkeit steuern und manipulieren können. Wie 
kann ein junger Mensch sein Tun und Fordern einordnen, 
wenn er vom Gestern und vom Vorgestern, von seinen ei-
genen Wurzeln, keine Ahnung hat? 

Es ist diese Entwurzelung, die zunehmend bizarre Forde-
rungen auslöst seitens der zu Schulzeiten die Strassen fül-
lenden Demonstranten: Wer klimabewusst lebe, dürfe kei-
ne Familie gründen, dürfe auf keinen Fall Kinder in diese 
Welt stellen. Denn jedes Kind sei ein «Negativ-Faktor» für 

die Klima-Entwicklung. In Deutschland verlangen die Ju-
sos von ihrer SPD-Mutterpartei neuerdings, sie müsse da-
für sorgen, dass – dem Klima zuliebe – Abtreibung bis zum 
Geburtstermin legalisiert werde. Und bereits werden auch 
akademische Stimmen laut, wonach Babys, solange sie noch 
nicht sprechen könnten, nicht als «vollwertige Menschen» 
einzustufen seien. Aus Sorge ums Klima müsse dafür eine 
staatlich beaufsichtigte «Entsorgung» ermöglicht werden. 
Klima-Hysterie weckt Tötungs-Bereitschaft. 

Wo bleibt die «Vollkosten-Rechnung»?
Wenn sich materialistisches Denken derart brutal breit-
macht, könnte man die demonstrierenden Teenager gele-
gentlich mit einer «Vollkosten-Rechnung» zu ihrem Tun und 
Lassen konfrontieren: Ob sie sich bewusst sind, wie viele 
Arbeitskräfte, wie viele Leistungsträger vollen Einsatz zu 
erbringen haben, auf dass Mittelschüler und Studenten ihre 
teuren Ausbildungswege belastungs- und kostenfrei bege-
hen können? Mit der von kurzsichtigen Medienschaffenden 
so plakativ beweihräucherten Forderung nach Selbstbe-
schränkung in Form von Verzicht auf Schulreisen per Flug-
zeug ist Umwelt-Gerechtigkeit noch längst nicht hergestellt. 
Zumal die jugendlichen Demonstranten ihr Gewissen für 
die Umwelt grundsätzlich nur zu Schulzeiten verspüren – 
Freizeit ist für anderes reserviert. Ob sie auch nur ansatz-
weise wissen, wie der Wohlstand, von dem sie überdurch-
schnittlich profitieren, zustande gekommen ist? 

Sie, die demonstrierenden Schüler, lassen sich von Medien 
und Funktionären plakativ belobigen. Haben sie deren Tun 
je hinterfragt? Nehmen sie zur Kenntnis, dass sie schon 
bald wieder zu einem «Welt-Klimagipfel» geladen werden – 
irgendwo weit weg an einem Luxusort auf diesem Erdball? 
Wohin sich dann Zehntausende von staatlichen und NGO-
Delegierten zumeist auf Kosten der Steuerzahler auf dem 
Luftweg verschieben. Begleitet von weiteren Zehntausenden 
Medienschaffenden – unendlich Flugbenzin verschwendend. 

Das grosse Tabu
Mit unverhohlenem Erstaunen verfolgt man, wie eine die 
Welt – zumindest Westeuropa – derzeit massiv heimsuchen-
de Entwicklung von den Manifestanten und Demonstran-
ten radikal ausgeblendet wird: Die Masseneinwanderung –  
zweifellos Ursache für unmässigen Energieverschleiss. 
Wird dieses Thema angesprochen, saust sofort die Rassis-
mus-Keule nieder – begleitet von einem den Tabu-Bruch 
einstimmig schmähenden Chor von Teenagern, Medien, Po-
litikern, Experten und Funktionären. 

Benötigen Einwanderer denn keine Häuser, keine Woh-
nungen? Begnügen Sie sich mit Unterkünften ohne Koch-
herd, ohne Kühlschrank, ohne Warmwasser-Boiler, ohne 
TV-Anschluss? Nutzen Einwanderer nie Laptop und Han-
dy? Sind sie frei von jeglichem Fortbewegungsdrang, so 
dass sie nie ein Auto, ein E-Bike, eine Eisenbahn oder 

Frühjahrsangebot bis April 2019

Hr. Bärtschiger, 079 628 18 49
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ein Flugzeug auch nur berühren? Ist der Ruf nach «ver-
dichtetem Bauen» – Hühnerbatterien werden heutzuta-
ge den Menschen zugemutet, Hühner geniessen Freilauf –  
bloss eine Marotte von Architekten? Lebt es sich in ver-
dichteten Bauten energiefrei? Oder wollen die Klimade-
monstranten allen Ernstes den Zusammenhang zwischen 
Bevölkerungsdichte, zwischen Zusammenpferchung von 
Volksmassen einerseits, Energieverschleiss und Klima-Ent-
wicklung auf der anderen Seite bestreiten? 

Ausmerzforderungen zu einheimischen Babys, aber Schwei-
gen zur Masseneinwanderung: Setzt sich solches Denken 
und Fordern durch, dann wäre der Zeitpunkt, den Notstand 
auszurufen, tatsächlich gekommen. Nicht den Klima-Not-
stand – aber den Verstandes-Notstand, den Notstand in den 
Gehirnen junger, von Funktionären, Politikern und Ideolo-
gen gelenkten Menschen. Die scheinbar nicht mehr zu er-
fassen vermögen, dass Energienutzung, Energieverbrauch, 
Energieverschwendung und dadurch verursachte Klima-
veränderung von Naturgesetzen weit stärker abhängig sind 
als von auf Transparente gemalten und in bereitgehaltene 
Kameras skandierten Parolen.

Auszurufen ist der Verstandes-Notstand besonders für Ab-
solventen jener höheren Schulen, wo Ideologieergebene 
Funktionäre lieber das Organisieren von Streiks statt Bil-
dung vermitteln – wofür sie, dank von geistiger Erblindung 
befallenen Politikern, gar noch reichliche Saläre entgegen-
nehmen können. 

us
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Für die Sicherheit der EU-Bürokraten ist in Brüssel bes-
tens gesorgt. Da diese abgeschirmt vom Elend leben, be-
kommen sie nichts mit von der Verwilderung und Ver-
slumung der Städte. Brüssel hat mit über 12 Diebstählen 
pro 1’000 Einwohner die höchste Einbruchdichte Euro-
pas – und die niedrigste Aufklärungsquote. 

                                        
Tis Hagmann

Frage der Woche
In den Schweizer Medien wird behauptet, die Ein-
wanderung aus der EU in die Schweiz habe sich 
«auf tiefem Niveau stabilisiert».

Frage: Wie gross war der Einwanderungsüber-
schuss aus der EU in die Schweiz im Jahr 2018 
tatsächlich?  

A	   8 000 Personen	 B	 55 000 Personen
C	 85 000 Personen   

(Zutreffende Antwort ankreuzen und Wettbe-
werbstalon einsenden an «Schweizerzeit», Post-
fach 54, 8416 Flaach; Fax: 052 301 31 03; Mail:  
wettbewerb@schweizerzeit.ch)

Letzter Einsendetermin: Freitag, 5. April 2019 (ein-
treffend)

Absender:
Name / Vorname:
Strasse / Nr.:
PLZ / Ort:
Telefon:
E-Mail:

Einsender der richtigen Antwort nehmen an einer 
Verlosung teil. Die Gewinnerin / der Gewinner er-
hält eine Einladung an die nächste Tafelrunde der 
«Schweizerzeit» (Nachtessen für zwei Personen 
mit «Schweizerzeit»-Herausgeber Ulrich Schlüer).

??? ???

Die Zufriedenheit mit den SBB sinkt spürbar. Kritik 
wird von allen Seiten laut. Der Chef aber fordert ge-
bieterisch eine Lohnerhöhung. Wenn er nicht mehr 
als eine Million erhalte, dann gehe er. Eine Million –  
wofür denn? Als Tribut an seine Arroganz? Emp-
fehlung an den Bundesrat: Lasst ihn gehen!

us



Freitag, 29. März 201916

Zahlen bis zum Staatsbankrott

 Lebenslängliche Renten 
 für EU-Grenzgänger?
von Willy Matzinger, Dr. oec. publ., Zug

Die fatalen Folgen eines Beitritts der Schweiz zum Uno-Migrationspaktes sind hinlänglich bekannt. Weniger bekannt ist das 
Lohnraub-Projekt der EU mit langfristig explosiv steigenden Lohnabzügen für Schweizer Arbeitnehmer und Arbeitnehmerin-
nen – getarnt als Arbeitslosenversicherung für EU-Grenzgänger. Der Bundesrat braucht kein Einverständnis des Parlamentes, 
um die beiden für die Schweiz nachteiligen Abkommen in Kraft zu setzen.

Mit Ausnahme von Luxemburg, das durch das neue EU-
Recht einen Staatsbankrott befürchtet hatte, müssen 
alle EU-Länder die ab dem 1.1.2022 definitive Lösung 
für lebenslängliche Renten von EU-Grenzgängern 
übernehmen. Bis dann gelten für die EU-Länder 
zwei Jahre Übergangszeit. Wegen der dualistischen 
Übernahme des Völkerrechts würde die Schweiz von 
der EU keine Übergangszeit (wie Luxemburg) erhalten, 
sondern müsste die lebenslänglichen Renten sofort 
auszahlen. Ist es Absicht, dass die Bundesverwaltung 
keine klaren Abklärungen vornimmt, welche Kosten 
für die Schweiz anfallen werden?

System der Schweizer Zahlungen
Jeder EU-Grenzgänger, der nur drei Monate in der 
Schweiz gearbeitet hat, bekommt mit der erwähnten 
Regelung einen Anspruch, dass ihm die Schweizer 
Arbeitslosenkasse eine lebenslängliche Grenzgänger-
Rente ausbezahlt. Dies ganz nach den Wünschen von 
Präsident Macron in Frankreich. Eine Befristung der 
Auszahlung auf eine Rahmenfrist von zwei Jahren wie 
in der Schweiz wäre nach der EU nicht anwendbar. Ein 
Zahlenbeispiel: Die Schweiz zählte 2018 durchschnitt-
lich 5,06 Millionen Erwerbstätige und Ende September 
2018 312’325 EU-Grenzgänger. Jeder dieser Grenzgän-
ger darf nach nur drei Monaten Arbeit eine lebensläng-
liche Rente beziehen. Maximal wären dies pro Jahr 
1’249’300 Grenzgänger, denen die Schweiz eine Ren-
te zahlen müsste. Im Folgejahr wären dies nochmals 
zusätzlich 1’249’300 neue EU-Rentner, insgesamt also 

2’498’600 neue EU-Rentner mit einer lebenslänglicher 
Grenzgänger-Rente.

Mehr EU-Rentner als Schweizer Zahler
Bereits nach gut vier Jahren übersteigt die Zahl der 
EU-Grenzgängerrenten die Zahl der Schweizer Er-
werbstätigen, welche mit ihren Lohnabzügen die EU-
Grenzgängerrenten zu berappen haben. Luxemburg 
muss die ersten lebenslänglichen Renten erst in sieben 
Jahren bezahlen. Bis dann hätten die 5,06 Millionen 
Erwerbstätigen der Schweiz lebenslängliche Grenz-
gängerrenten für 8,7451 Mio. EU-Bürger bezahlt. Da-
mit besteht das Risiko, dass die Schweizer Erwerbstä-
tigen derart hohe Lohnabzüge für die EU-Grenzgänger 
zu zahlen hätten, dass ihnen kein Geld mehr zum Le-

Zahlen bis zum Staatsbankrott?
wm. Warum die neue EU-Regelung mit den lebensläng-
lichen Renten für Grenzgänger? EU-Experten befürch-
teten, die Wirtschaft Frankreichs, des «wichtigsten» 
EU-Landes, könnte wegen der 35 Stunden-Woche und 
der lebenslangen französischen Arbeitslosenrente einen 
Kollaps erleiden und die ganze EU in den Abgrund rei-
ssen. Brüssel sah die «Lösung» darin, dass andere Län-
der Frankreich stützen sollten. Nachdem Deutschland 
bereits beträchtliche Beiträge geleistet hatte, opponier-
ten diverse EU-Ostländer mit der Begründung, sie hät-
ten eine grössere Berechtigung auf solche Beiträge als 
Frankreich. Weil Frankreich in alle Nachbarländer eine 
grosse Zahl von Grenzgängern «exportiert», hat man das 
Zahlungsystem einfach umgekehrt: Das Beschäftigungs-
land soll die Last der Grenzgänger tragen (obwohl alle 
Nachbarländer Frankreichs gegen dieses EU-Diktat ge-
stimmt haben). Gleichzeitig liefen bereits die Verhandlun-
gen über das Rahmenabkommen Schweiz-EU – aus Sicht 
der EU eine ideale Gelegenheit, die Schweiz zur Über-
nahme des EU-Rechts zu verpflichten. Aus taktischen 
Gründen einigte sich Brüssel mit der Schweizer Verhand-
lungsdelegation darauf, dass man nicht gleichzeitig über 
die Grenzgängerregelung verhandle; die Schweiz werde 
diese dann automatisch nach dem Rahmenabkommen 
gemäss EU-Recht übernehmen. Weil Frankreich drin-
gend Finanzen braucht, wurde alles vernebelt. Macrons 
Plan ist somit aufgegangen. Der Lehrmeister von Frau 
Merkel hatte sich schon immer über die «Kleinstaaterei» 
in Europa geärgert.
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ben verbleibt. Dass die Schweizer mit ihren hohen EU-
Lohnabzügen kein Geld mehr haben, das interessiert 
die EU nicht. Der EU ist es noch so recht, dass die 
Schweizer verhungern müssten.

Strickmuster des EU-Rahmenvertrages
Wie vieles in den EU-Rahmenverträgen muss die 
Schweiz auch in diesem EU-Lohnraub der Arbeitslo-
senversicherung für Grenzgänger nur zahlen. Eine EU-
Grenzgängerrente für die wenigen Grenzgänger aus 
der Schweiz in Deutschland und in Liechtenstein ist ge-
mäss Text nicht vorgesehen, denn die Schweiz ist kein 
EU-Land und kann deshalb keine Renten nach EU-
Recht einfordern. So sind viele Bestimmungen in den 
Rahmenverträgen, die Schweiz zahlt nach EU-Recht, 
aber nirgends ist festgelegt, dass die Schweizer auch 
Ansprüche nach EU-Recht beanspruchen dürften.

Keine echte Arbeitslosenversicherung
Eine echte Arbeitslosenversicherung versuchtdie Ar-
beitslosen wieder in den Arbeitsprozess einzuglie-
dern. Die EU sieht nur eine lebenslängliche Rente 
vor, ohne jeglichen Eingliederungsversuch. Bei die-
sen hohen Renten aus der Schweiz ist natürlich jede 
Wiederaufnahme einer Arbeit «unzumutbar». Bei ei-
ner echten Arbeitslosenversicherung werden Miss-
bräuche bekämpft, doch bei der EU gibt es keinen 
einzigen Artikel gegen Missbräuche solcher Trans-
ferzahlungen.

EU verletzt eigene Rechtsgrundsätze
Die EU verlangt beinahe immer eine Gleichbehandlung 
der inländischen und der ausländischen Arbeitneh-
mer. In dieser sogenannten Arbeitslosenversicherung 
für Grenzgänger werden die EU-Grenzgänger massiv 
überprivilegiert. Die EU-Grenzgänger müssen nur 3 
Monate arbeiten, um eine lebenslängliche Rente zu er-
halten. In der Schweiz muss man innerhalb von zwei 
Jahren ein gutes Jahr arbeiten, um eine Rahmenfrist 
von zwei Jahren zu erhalten. Man sollte der EU an-
bieten, dass die Schweiz die Grenzgänger in ihrer Ar-
beitslosenversicherung zu den gleichen Bedingungen 
behandelt wie die Schweizer, was dem eigentlichen 
EU-Recht entsprechen dürfte. Dass ein Mitgliedsland 

der EU aus dem letzten Loch pfeifen soll, das ist kein 
Problem der Schweiz.

Immer mehr willkürliche Belastungen
Ursprünglich hatte die EU auf einen gewissen Aus-
gleich der Belastungen geschaut. So hatten Länder mit 
einer grossen Einwanderung grosse Belastungen für 
die Altersrenten zu übernehmen, wurden aber dafür 
in der Arbeitslosenversicherung ein wenig entlastet. 
So muss die Schweiz ständig neues Geld in die AHV 
einschiessen, nicht nur wegen der Altersentwicklung, 
sondern auch weil die Schweiz die Beiträge der Ein-
wanderer rückerstatten muss, die diese bei der Aus-
wanderung an ihre Heimatstaaten verloren hatten (Ko-
ordination der Altersversicherung). Jetzt hat die EU 
die Versicherung bei den Grenzgängern umgekehrt 
und ihr bisher hochgehaltenes Prinzip der Gleichbe-
handlung zwischen Inländern und Zugewanderten 
über Bord geworfen.

Einschüchterungen und Drohungen gegen die Schweiz
Offenbar hat die EU dem Bundesrat mit scharfen Sank-
tionen gedroht, sollte die Schweiz diese lebenslängli-
chen Grenzgängerrenten nicht übernehmen. Von der 
kleinen Schweiz sollten die grössten Zahlungen an das 
Projekt der lebenslänglichen Grenzgängerrenten kom-
men, wesentlich höhere Zahlungen als von den grossen 
EU-Mitgliedsländern erwartet wird. Die EU erwartet, 
die Schweiz sei bereit, mittelfristig mit diesen grossen 
Lohnabzügen wirtschaftlich Selbstmord zu begehen.

Zürcher leisten den grössten Beitrag
Die Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen im Kanton 
Zürich werden sich den grössten Teil der Zeche für den 
EU-Lohnraub vom Lohn abziehen lassen. Es sind die Zür-
cher, die in der Schweiz den grössten Beitrag für diesen 
EU-Lohnraub entrichten müssen. Wegen der paritätischen 
Beitragsfinanzierung werden auch die Lohnnebenkosten 
der Unternehmen ins Unermessliche steigen. Die Econo-
miesuisse dürfte dann kaum einen andern Ausweg sehen, 
als den Schweizer Firmen die Verlegung in die EU zu emp-
fehlen. Die Gewerbetreibenden und die kleinen Betriebe 
könnten nicht so leicht abwandern.

Willy Matzinger
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Demnächst wird in der EU ein neues 
Parlament gewählt. Die Mitgliedstaaten 
führen derzeit einen Wahlkampf, der al-
lerdings flauer nicht sein könnte. Kaum 
jemand interessiert sich für die Wahlen, 
und entsprechend unbekannt sind auch 
die zur Wahl stehenden Abgeordneten. 
In Bezug auf das Wahlresultat kann 

wohl gesagt werden, dass Sozial- und Christdemokra-
ten krachende Niederlagen einfahren werden, während 
die EU-kritischen Parteien (hoffentlich) gestärkt werden.

Wetten, dass letztlich der Ausgang dieser Wahl völlig un-
bedeutend ist? Zwar wählt das Parlament im Anschluss 
die EU-Kommission und insbesondere den Nachfolger 
von Jean-Claude Juncker. Doch der Handlungsspielraum 
im politischen Alltag ist ausgesprochen gering. Die bei-
den grossen Volksparteien werden wohl, in frivolem Ein-
klang gegen die EU-kritischen Parteien, eine neue Kom-
mission bilden können und die Zentralisierung weiter 
vorantreiben. Der Brüsseler Filz wird weiterhin unter 
sich bleiben und von einem legitimationslosen, volksfer-
nen Bürokratiemonster geführt. 

Am Schluss ist auch das nicht entscheidend. Denn schliess-
lich entscheiden de facto weder Parlament noch Kom-
mission über die Zukunft der EU, sondern der Europäi-
sche Rat, das Gremium der Staats- und Regierungschefs. 
Dieses Gremium ist besonders «befähigt» darin, eigene 
Richtlinien aus politischen Gründen zu brechen (Stichwort 
«Verschuldung») und sich in den Hinterzimmern vorgän-
gig auf Positionen und Personen zu einigen. Die Wahlbe-
teiligung wird deshalb ausserordentlich tief sein. 

Warum erzähle ich das? Auch in der der Schweiz nimmt 
die Macht des Parlamentes stetig ab, Verwaltung und 
Regierung spuren vor und entscheiden. Und auch hier 
nimmt die Stimmbeteiligung ab. Nicht nur aus Desin-
teresse, sondern auch, weil der einzelne Stimmbürger 
sich nicht mehr vertreten fühlt. Verhältnisse wie bei den 
Europawahlen gilt es also zu vermeiden. Doch gerade 
das Rahmenabkommen ist das perfekte Beispiel einer 
de-facto-Entmachtung des Parlamentes und unserer Be-
völkerung. Wer dereinst keine Europawahl-Verhältnisse 
erleben möchte, weiss, was zu tun ist. 

Joël Thüring, SVP-Grossrat des Kantons Basel-Stadt

Europäische Verhältnisse bei den Wahlen im Herbst?
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«Beim Pro-Kopf-Ausstoss von CO2 rangiert Deutsch-
land derzeit mit etwa neuen Tonnen pro Kopf und 
Jahr auf Platz 24. Die Sieger der Dekarbonisierung 
auf Platz 1 bis 5 heissen Kongo, Niger, Äthiopien, 
Südsudan und Eritrea mit weniger als je 0,5 Ton-
nen CO2 pro Kopf. Vielleicht meinte ja Frau Merkel 
genau das, als sie davon sprach, dass die deutsche 
Politik »Fluchtursachen beseitigen« müsse. Nämlich 
dann, wenn Deutschland es schaffen würde, einen 
CO2-Ausstoss von weniger als einer Tonne pro Kopf 
zu erreichen.»

Manfred Haferburg, Ingenieur,  
auf «Achgut.com» am 11.3.2019

Das aktuelle Zitat« »
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???

Mit dem

Rahmenvertrag

verlangt Brüssel 
von der Schweiz 

einen

Blankoscheck,

zu dem die EU  
erst nach Unter-

zeichnung  
mitzuteilen bereit 

ist, wozu sich  
die Schweiz mit 
diesem Vertrag

verpflichtet

hat.

Fakten – Behauptungen – Tatsachen

Etikettenschwindel
Der Rahmenvertrag mit der EU trägt den Titel «Ab-
kommen zur Erleichterung der bilateralen Bezie-
hungen zwischen der Europäischen Union und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft ...» (im franzö-
sischen Original: «Accord facilitant les Relations bi-
latérales …».)   

Ein bilaterales Vertragsverhältnis besteht, wenn zwei 
einander auf gleicher Augenhöhe gegenüberstehende 
Partner je eigenständig und frei beschliessen, mit-
einander als gleichberechtigte Partner vertragliche 
Abmachungen zu treffen und deren Bestimmungen 
zu respektieren.

Wird solche Gleichwertigkeit und Gleichberechtigung 
der Vertragspartner im Rahmenvertrag Schweiz-EU 
gewährleistet? 

In Art. 8 b, Abs. 6 des Rahmenvertrags wird fest-
gehalten, dass beide Seiten «für die Gewährleistung 
einheitlicher Bedingungen» verantwortlich sind ge-
mäss den Regeln, «die in der Europäischen Union in 
Kraft sind». 

In Art. 9 des Vertrags wird festgehalten, dass Strei-
tigkeiten (also Meinungsverschiedenheiten) «aus-
schliesslich» gemäss «dem im vorliegenden Abkommen 
vorgesehenen Streitbeilegungsmechanismus» berei-
nigt werden.

Und in Art. 10 wird vereinbart, dass ein eventuell 
zur Streitbeilegung eingesetztes Schiedsgericht dann, 
wenn «unionsrechtliche Begriffe» betroffen sind, obli-
gatorisch den «Gerichtshof der Europäischen Union» 
anzurufen habe. Dabei gilt: «Das Urteil des Gerichts-
hofs der Europäischen Union ist für das Schiedsge-
richt verbindlich.» 
 
Im Klartext: Die EU bestimmt alle Vorgaben, und die 
Schweiz hat sich zu fügen. Das letzte, unanfechtbare, 
in jeder Beziehung verbindliche Urteil zur Vertrags-
auslegung trifft allein der EU-Gerichtshof – das Ge-
richt der Gegenseite. Keine Spur von Gleichberechti-
gung. 

Im Titel vorzugeben, der Rahmenvertrag erleichte-
re die bilateralen Beziehungen, ist grober Etiketten-
schwindel. In Tat und Wahrheit annulliert der Ver-
trag die bilaterale Gleichberechtigung. Konkret: Das 
Institutionelle Abkommen (InstA) zerstört den bila-
teralen Weg.

Der Rahmenvertrag ist ein Unterwerfungsvertrag. Die 
EU befiehlt, die Schweiz wird zur Brüssel unterwor-
fenen Partei abgewertet. 

S
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Erlebnisse nach 35 Jahren aktiver Politik (Teil 19)

 Damals in der SVP
von Hans Fehr, alt Nationalrat SVP, Eglisau ZH

emotional
<lat.> emovere – «erschüttern», «aufwühlen»
<lat.> emotio – «starke (innere) Bewegung»

Sollen Plakatkampagnen erfolgreich sein, müssen 
diese vom Betrachter wahrgenommen werden  
und etwas auslösen, ihn «erschüttern», damit er 
dann entsprechend handelt, wählt oder abstimmt.  
Deswegen gestalten wir für unsere Kunden 
 emo tionale Kampagnen.

Wir freuen uns auf Sie!
Alexander Segert, Geschäftsführer
Tel. 043 499 24 00
info@goal.ch, www.goal.ch

AG für Werbung und Public Relations

Wir wollen Ihren Erfolg

Gegen Ende des Jahres 1991 
kommt die Debatte um die sich 
anbahnende «Jahrhundert-Ab-
stimmung» zum EWR (Beitritt 
der Schweiz zum Europäischen 
Wirtschaftsraum) mehr und mehr 
in Fahrt. 

Der Bundesrat hat bei diesem zen-
tralen Thema eine Kehrtwendung 
gemacht – nicht aus Einsicht, son- 

dern aus Schwäche: Noch 1989 hatte er dem Parlament ei-
nen Bericht vorgelegt und begründet, warum die Schweiz 
der EG nicht beitreten könne. Und obwohl sich die Fakten 
nicht geändert haben (die EG ist nach wie vor zentra-
listisch, bürokratisch und undemokratisch), forciert nun 
derselbe Bundesrat den EWR-Beitritt mit der Begrün-
dung, dann müsse die Schweiz nicht der EG beitreten. 
Zudem verspricht die Landesregierung dem Schweizer 
Volk, eine Weiterentwicklung des EWR-Rechts sei selbst-
verständlich nur möglich «mit voller Mitbestimmung der 
Schweiz». Der EWR-Vertrag sieht jedoch das Gegenteil vor.

*
Weil sich unser Bundesrat Adolf Ogi an vorderster Front 
für den EWR/EG-Beitritt stark macht, wird das Verhältnis 
zur Partei zunehmend schwierig. Die «Rechtfertigung», 
dass Ogi nicht in erster Linie seine Meinung, sondern kol-
legial jene des Gesamtbundesrates vertrete, ist in Anbe-
tracht des Herzblutes, das er in dieser Frage versprüht, 
nicht sehr glaubhaft. Aber die Partei hat damit zu leben. 
Auch bei der Uno-Abstimmung 1986 haben der damalige 
Parteipräsident Ogi und Bundesrat Leon Schlumpf von 
der Partei abweichende Meinungen vertreten. Zudem ist 
Bundesrat Ogi zugute zu halten, dass er den EWR un-
missverständlich und ehrlich als blosses «Trainingslager» 
für den EG-Beitritt deklariert und dem Volk reinen Wein 
einschenkt. 

Es ist klar: Die SVP darf dem EWR/EG-Beitritt niemals 
zustimmen, sie muss ihn mit aller Kraft bekämpfen. Der 
EWR ist ein unwürdiger Kolonialvertrag – wir hätten im-
mer mehr zu zahlen und immer weniger zu sagen. Und 
wir würden auch wirtschaftlich ins Abseits geraten, weil 
wir die schlechten Rahmenbedingungen der EG (u.a. 35- 
Stunden-Woche, Mitbestimmungsrechte, Bürokratie-Ex-
zesse) übernehmen müssten. 

*
Auf den 21. März 1992 lädt die SVP des Kantons Zürich 
alle Interessenten zu einer Arbeitstagung zum hochak-
tuellen Thema «Schweiz und EWR/EG: Beurteilung aus 
wirtschaftlicher und landwirtschaftlicher Sicht ins Res-
taurant «Wartmann» nach Winterthur ein. Referenten 
sind die Nationalräte Walter Frey, Christoph Blocher und 
Rudolf Reichling, sowie der Finanz- und Bankenspezialist 
Prof. Dr. Kurt Schiltknecht. Das Fazit der von über 150 
Interessierten besuchten Tagung lautet: 

•	 Der EWR- und der EG-Beitritt müssen als Einheit be-
urteilt werden, weil der EWR-Vertrag laut Bundesrat 
nur als Übergangsstufe zu einem EG-Beitritt in Frage 
kommt. 

•	 Unabhängig von einem EWR/EG-Vertrag braucht die 
Schweiz dringend einen Deregulierungs- und Entbüro-
kratisierungsschub, um wettbewerbsfähig zu bleiben. 

•	 Ein allfälliger EWR-Vertrag ist nach heutigem Stand 
der Dinge zu beurteilen – und nicht nach einer mögli-
chen künftigen Entwicklung der EG. 

•	 Die Meinung, die Schweiz könne die EG-Strukturen durch 
einen Beitritt von «innen» verbessern, ist reine Utopie.

Schiltknecht betont, dass auch unser Banken-, Währungs- 
und Zinsbereich bei einem EWR-/EG-Beitritt gravierende 
Folgen in Kauf nehmen müsse. Wir würden in den Sog 
ausländischer Defizitwirtschaft und inflationärer Strö-
mungen geraten, und es würden Arbeitsplätze vernichtet.
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Montag, 1. April 2019, 19.15 – 21.45 Uhr
EU-No Informationsseminar
Leserbriefseminar, SocialMedia-Nutzung 
mit Hans Fehr und Urs Vögeli 
Restaurant Rathaus, Rathausgasse 1, 4800 Zofingen 

Dienstag, 9. April 2019, 19.30 Uhr
Ja zur Schweiz
Vortrag und Diskussion mit Ulrich Schlüer 
Hotel «Wysses Rössli», Hauptplatz 3, 6430 Schwyz

Samstag, 13. April 2019, 14.00 – 15.30 Uhr
Generalversammlung PIKOM
Öffentliches Referat 
von Historiker Dr. Jürg Stüssi-Lauterburg
Gasthof zum Schützen, Schachenallee 39, 5000 Aarau

Montag, 15. April 2019, 20.00  – 22.00 Uhr 
Podium eidg. Abstimmung «EU-Waffenrichtlinie»
Veranstalterin: SVP Bezirk Meilen 
Pro: Nationalrätin Priska Seiler-Graf (SP/ZH), Nationalrat Beat 
Flach (GLP/AG)
Contra: Nationalrat Werner Salzmann (SVP/BE), Kantonsrat 
Hanspeter Amrein  (SVP/ZH)   
Gasthof Löwen, Seestrasse 595, 8706 Meilen 

Samstag, 4. Mai 2019, 10.30 Uhr
Generalversammlung AUNS
Vorträge zum Rahmenvertrag und zur Neutralität der Schweiz
Nationalrat Roger Köppel und a.Bundesrätin Micheline Calmy-Rey
Militärkaserne Bern, Papiermühlestrasse 13, 3014 Bern

Montag, 27. Mai 2019, 19.15  – 22.00 Uhr 
«Schweizerzeit»-Frühjahrstagung 
Vortrag zur Unionsbürgerschaft und  
zur Einwanderungsbeschränkung 
mit Nationalrat Andreas Glarner 
Stiftung zum Glockenhaus, Sihlstrasse 33, 8001 Zürich

Die «Schweizerzeit»-Agenda

emotional
<lat.> emovere – «erschüttern», «aufwühlen»
<lat.> emotio – «starke (innere) Bewegung»

Sollen Plakatkampagnen erfolgreich sein, müssen 
diese vom Betrachter wahrgenommen werden  
und etwas auslösen, ihn «erschüttern», damit er 
dann entsprechend handelt, wählt oder abstimmt.  
Deswegen gestalten wir für unsere Kunden 
 emo tionale Kampagnen.

Wir freuen uns auf Sie!
Alexander Segert, Geschäftsführer
Tel. 043 499 24 00
info@goal.ch, www.goal.ch

AG für Werbung und Public Relations

Wir wollen Ihren Erfolg

Am 20. Mai 1992 ersucht der Bundesrat (nach einem 4:3 
Entscheid dank Adolf Ogi) Brüssel offiziell um Beitritts-
verhandlungen für die EG. Damit ist die Sache glasklar: 
Die «Schweizer Reise» soll nach dem «Trainingslager» 
EWR direkt in die EG gehen. Der bundesrätliche Zeitplan 
sieht wie folgt aus: In einer Sondersession im Frühherbst 
befasst sich das Bundesparlament mit dem EWR-Dossier. 
Der Bundesrat hält am Ziel fest, die Volksabstimmung be-
reits am 6. Dezember durchzuführen und den Vertrag auf 
den 1. Januar 1993 in Kraft setzen. Fast alle Parteien und 
Wirtschaftsverbände, die politische «Elite», intellektuelle 
Kreise, Kulturschaffende, Diplomaten, sowie praktisch die 
gesamte Medienwelt, sind unisono auf EWR-Beitrittskurs. 

*
Weil auch in der damaligen SVP neben Adolf Ogi etliche 
weitere Exponenten wie Ständerat Zimmerli oder Natio-
nalrat Rychen für den EWR sind, muss die SVP des Kan-
tons Zürich frühzeitig harte Fakten schaffen, um die SVP 
Schweiz «auf Kurs» zu bringen. Zu diesem Zweck findet 
am 3. Juli 1992 eine denkwürdige Delegiertenversamm-
lung im Albisgüetli statt zum Thema «Soll die Schweiz 
dem EWR beitreten?» 

Der Pro-Referent, Prof. Dr. Franz Blankart, Staatssekre-
tär und Direktor des Bundesamtes für Aussenwirtschaft, 
hat mit seinen diplomatisch geschliffenen Beschwörungen 
pro EWR gegen die harten Fakten von Contra-Referent 
Christoph Blocher keine Chance. «Aus politischer Sicht», 
so Blocher, «ist es unbestreitbar, dass der Schweiz mit 
dem EWR/EG-Beitritt fremdes Recht und fremde Richter 
aufgebürdet werden.» Die zwingende Übernahme von 
80 Prozent des bestehenden EG-Rechts und des ganzen 
künftigen EG-Rechts könne unserem Volk nicht zugemu-
tet werden. «Die Kompetenzen werden vom Volk auf die 
hohen Beamten und auf die ‹classe politique› verschoben. 
Die Zeche zahlt das Volk! Zudem schaltet der bürokrati-
sche Koloss EG den Wettbewerb aus. Kleine Staaten sind 
wirtschaftlich effizienter.»

Nach engagierter Debatte ist das Verdikt klar: Der EWR-
Beitritt wird mit 435:14 Stimmen wuchtig bachab ge-
schickt. Nach diesem übermächtigen Signal aus Zürich ist 
die Fahrtrichtung für die SVP Schweiz unmissverständ-
lich vorgegeben.

Nach der Sommerpause tritt auch der legendäre Auns-Ge-
schäftsführer Otto Fischer, ehemaliger FDP-Nationalrat und 

Direktor des Schweizerischen Gewerbeverbandes, im Albis-
güetli wortgewaltig vor dem Zürcher Gewerbeverband zum 
Thema EWR auf. Nach seiner Einleitung: «Ich bin nicht ge-
kommen, um Harmonium zu spielen, sondern um Ihnen die 
Wahrheit zu sagen zum EWR-Beitritt», hat er bereits gewon-
nen. Er zerpflückt den Vertrag meisterhaft Stück um Stück.

Bis zum 6. Dezember werden nun allen voran Christoph 
Blocher und Otto Fischer praktisch jeden Tag im ganzen 
Land – bis an den Rand der Erschöpfung – an Veranstal-
tungen auftreten und den Leuten darlegen, warum der 
EWR abgelehnt werden muss. Eine unglaubliche Leistung, 
die – Gott sei Dank – zum Erfolg führt.

(Fortsetzung folgt)	 Hans Fehr 

Christoph Blocher und Franz Blankart
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SCHWEIZ

AKTUELL

BESTSELLER

Büchertisch

«Wenn Deutschland so 
scheisse ist, warum sind Sie 
dann hier?»

Ein Strafrichter urteilt 

Stephan Zantke 
Der Strafrichter als Autor dieses neuen 
Buches bedient sich genau der Spra-

che, die ihm von angeblichen Flüchtlingen aus Nordafrika 
und Nahost, die als Angeklagte aufgrund von Gewalt- und 
Beleidigungsdelikten vor ihm erscheinen müssen, in Form 
von Beleidigungen in Fäkalsprache laufend an den Kopf 
geworfen wird. Er spricht ausgesprochen heikle Tatsachen 
an, die von der sich krebsgeschwürähnlich ausbreitenden 
Betreuungsindustrie sorgfältig ausgeblendet werden: Die 
westeuropäischen Länder werden einerseits hemmungslos 
beschimpft – aber von ihren Sozialleistungen wollen selbst 
kriminelle Einwanderer profitieren. 

Riva, München 2019, 205 S., geb., Fr. 22.90

Feindliche Übernahme

Wie der Islam den Fortschritt behindert 
und die Gesellschaft bedroht 

Thilo Sarrazin
Eine brisante Neuerscheinung – nicht 
nur für uns «das Buch des Jahres»: 
Thilo Sarrazin zeigt aufgrund nüch-
terner Darstellung von Tatsachen 
und sorgfältig dokumentierten Er-
fahrungen mit dem Islam, dass Euro-

pa keineswegs mit einem Integrationsproblem konfrontiert 
ist. Wer solches behauptet, streut den Mitbürgern Sand in 
die Augen. Thilo Sarrazin argumentiert überzeugend: Eu-
ropa droht nichts weniger als die «feindliche Übernahme». 

Finanzbuch, München 2018, 450 S., geb., Fr. 37.40
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BRUNNER

Beni Gafner
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Beni Gafner

Toni Brunner wurde gerademal 21-jährig in den Nationalrat gewählt. So jung wie noch 
nie jemand in der Geschichte der Eidgenossenschaft. Im Frühling 1995 besuchte Toni 
Brunner noch die Rekrutenschule, im selben Herbst dann die überraschende Wahl ins 
Parlament. Das Leben des jungen Bergbauern veränderte sich von einem Tag auf den 
anderen. Es zog ihn vom beschaulichen Bergbauernhof im Toggenburg ins Bundeshaus 
nach Bern. Statt Melkstuhl und Kühe, Krawatte und Anzug. Ein Sprung ins kalte Wasser. 
Würde er das politisch überleben? Jahre später, als Präsident der grössten Partei des 
Landes wurde es nicht weniger aufregend. Geschichten und Anekdoten aus dem Leben 
von Toni Brunner.
 

Werd & Weber Verlag AG 
CH-3645 Thun / Gwatt
www.weberverlag.ch
www.werdverlag.ch

ISBN 978-3-85932-937-9

Toni Brunner

Beni Gafner
Bundeshaus-Redaktor Beni Gafner 
stellt die einzigartige Persönlichkeit 
von Toni Brunner vor: Seine Schlag-
fertigkeit, seinen jede Diskussion 
prägenden Humor, seine Gelassen-
heit allen Anwürfen gegenüber. 
Er schildert den Werdegang des 
Ausnahme-Politikers, seine Jugend, 

die gegen alle Prognosen Tatsache gewordene Wahl in den 
Nationalrat. Toni Brunner hat die SVP zu nie dagewesenen 
Wahlerfolgen geführt. Ein Buch über die politische Wirklich-
keit in der Schweiz, das auch Hinterhaltsschüsse gegen die 
SVP offenlegt, welche die Schweiz in Atem gehalten haben. 

Werd und Weber, Gwatt 2018, ca. 240 S., geb., Fr. 39.–

Die geheime Migrationsagenda

Wie elitäre Netzwerke mithilfe von EU, UNO, 

superreichen Stiftungen und NGOs Europa 

zerstören wollen

Friederike Beck
Migration: Längst ein «Hauptgeschäft» 

grosser internationaler Organisationen und Körperschaften; 
genauer: Von weltweit vernetzten Bürokratien von Staaten, 
der EU, der UNO sowie weltweit agierender NGOs. Deren Ziel, 
weist die Autorin aufgrund umfassender Recherchen nach, 
besteht nicht zuletzt darin, Nationalitäten, Nationalstaaten, die 
Selbstbestimmung von Völkern, also die Demokratie zu besei-
tigen – auf dass ein Herrschaftsnetz bürokratischer Apparate 
möglichst weltweit durchgesetzt werden kann. Die Autorin 
liefert eine wahrhaft brisante Dokumentation mit Ergebnissen 
und Erkenntnissen, die der Öffentlichkeit – insbesondere den 
Bürgern und Bürgerinnen der von Migration besonders betrof-
fenen Staaten – nicht vorenthalten werden darf. 

Kopp, Rottenburg 2016, 303 S., geb., ill., Fr. 14.50

Zwingli-Wege 

Zu Fuss von Wildhaus nach Kappel am 

Albis – Ein Wander- und Lesebuch 

Marcel Steiner, Yvonne Steiner
Die Wanderer werden angeleitet, in neun 
Tagesetappen den Lebensweg und die 
Wirkungsorte des Reformators Huldrych 

Zwingli zu entdecken. Das Buch liefert interessante Informa-
tionen darüber, was für Spuren Zwingli in den erwanderten 
Ortschaften hinterlassen hat. Und es zeigt, welche noch heute 
anzutreffenden Zeugnisse ganz unmittelbar auf Leben und Werk 
von Huldrych Zwingli verweisen. Ein Buch für Zeitgenossen, die 
Schweizer Geschichte auf Wanderungen zu ergründen suchen.  

Appenzeller Verlag, Schwellbrunn 2017, 200 S., brosch., Ill., Fr. 38.–

Alpen – Rhein – Bodensee 

Eine Landschaftsgeschichte 

Oskar Keller
Die Schweiz ist insgesamt ein Land der 
Vielfalt. Selbst in ihren Regionen gibt 

es Vielfältigstes zu entdecken. Ein neuer, repräsentativer 
Bild- und Textband führt ein in Landschaft, Landschafts-
gestaltung und Geologie in der Ostschweiz – in jenem 
Raum, der vom Bodensee und seinen Zuflüssen sowie 
von den Bergen im Einzugsgebiet des Bodensees geprägt 
wird. Erdgeschichtlich Interessierte kommen vollumfäng-
lich auf ihre Rechnung.

Appenzeller Verlag, Schwellbrunn 2018, 179 S., geb., Grossfor-
mat., reich ill., Fr. 78.–
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Bestellschein

Name/Vorname

Strasse/Nr.

PLZ/Ort		  Tel-Nr.

Datum		  Unterschrift

BUCHZEICHEN

Humor

Lieber zuhören statt lesen – unser heuti-
ger Hörbuch-Vorschlag: 

Appenzeller-Witze 2
Nicht jedermann versteht es, Witze so zu erzählen, dass 
er das Publikum einerseits zum Lachen bringt, ander-
seits mit dem Hintergündigen im Witz auch Nahrung 
zum Nachdenken vermittelt. Ruedi Rohner, der in währ-
schaftem Appenzeller Dialekt Witz um Witz präsentiert, 
versteht es, seinen Witzen Wirkung zu sichern. Man 
unterhält sich köstlich, wenn man ihm zuhört. 

Die Witze sind thematisch in Gruppen gegliedert. De-
ren Präsentation wird abgegrenzt durch Appenzeller 
Musikstücke der Kapelle Säntis-Gruess einerseits, der 
inzwischen rund um den Erdball bekannten Original 
Appenzeller Streichmusik Alder anderseits. Wahrhaftig 
ein Hörgenuss!

Appenzeller-Verlag, 1 CD, 62 Min., Fr. 31.–

Hörbücher: Beste Unterhaltung auf langen Autofahrten – 
und wirksamste Medizin gegen Stau-Ärger.

HÖRBUCH

Das Böse im «Blick»

Mein Leben als Polizei- und Gerichtsre-
porter

Viktor Dammann
Während bereits fast vierzig Jah-
ren ist Viktor Dammann (kürzlich 
von Valentin Landmann in einer 
«Schweizerzeit»-TV-Sendung vielen 

Zuschauern vorgestellt) als Gerichtsreporter für den «Blick» 
tätig. Seine umfassenden, lebendig geschilderten, oft tief-
gründigen Kommentare fesseln die Leser seit Jahrzehnten. 
Er wurde zu einer Institution – zum Teil auch eine Brücken-
Funktion einnehmend zwischen Tätern, Ermittlern und 
Gerichten. Nie hat er sein Wissen – all das, was er erfahren 
hat – eigennützig missbraucht. Dienst am Recht, Dienst an 
der Gerechtigkeit: Das betrachtete er als seine Mission. Und 
immer wieder gelang es ihm, der Leserschaft zu zeigen, 
wie nahe Recht und Unrecht, Böses und Gutes beieinander 
liegen können. Vierzehn besonders eindrückliche Gerichts-
fälle vermittelt Viktor Dammann seiner Leserschaft. 

us
Viktor Dammann: «Das Böse im ‹Blick› – Mein Leben als 
Polizei- und Gerichtsreporter». Orell Füssli, Zürich 2019, 255 
S., geb., ill., Fr. 26.90

	 Bestseller
	 Beni Gafner – Toni Brunner	 à Fr. 39.–
	 Thilo Sarrazin – Feindliche Übernahme	 à Fr. 37.40
	 Stephan Zantke – «Wenn Deutschland …»	 à Fr. 22.90

	 Aktuell
	 Friederike Beck – Die geheime Migrations…	 à Fr. 14.50

	 Schweiz
	 Yvonne und Marcel Steiner – Zwingli-Wege 	 à Fr. 38.–
	 Oskar Keller – Alpen – Rhein – Bodensee 	 à Fr. 78.–

	 Hörbuch
	 Ruedi Rohner – Appenzeller-Witze 2	 à Fr. 31.–

	 Buchzeichen
	 Viktor Dammann – Das Böse im «Blick»	 à Fr. 26.90

Bestellung an:
«Schweizerzeit»-Bücherdienst, Postfach 54, 8416 Flaach
Tel. 052 301 31 00, Fax 052 301 31 03, buechertisch@schweizerzeit.ch

Der «Schweizerzeit»-Bücherdienst kann Ihnen jedes vom Buchhandel lieferbare Buch vermitteln. 
Die Versandkosten für Sendungen bis Fr. 100.– betragen Fr. 8.–, Sendungen über Fr. 100.– sind 
versandkostenfrei.

(06/29.03.2019)
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In diesen Tagen neigt sich die Sammelfrist 
für das Referendum gegen die Erweiterung 
der Rassismus-Strafnorm dem Ende zu. 
Eine breite Allianz aus christlich- und bür-
gerlich-konservativen Gruppen und Partei-
en (EDU, Junge SVP, Zukunft CH und weite-
re) bildet das Referendumskomitee. Es wehrt 
sich dagegen, dass der schwammige Begriff 
der «sexuellen Orientierung» nebst Rasse, 
Ethnie und Religion in StGB Artikel 261bis 
(«Rassendiskriminierung») verankert wird.

Zurecht befürchten die Gegner, dass damit 
Christen, die sich mit Bezug auf die Bibel kri-
tisch zu Homosexualität (nicht aber zu ho-
mosexuellen Menschen!) äussern, mit Klage-
wellen eingedeckt werden. Die Erfahrungen 
aus anderen Staaten, die bereits ähnliche 
Gesetze kennen, zeigen beispielhaft auf, in 
welche Richtung es gehen wird: Wer sich als 
Dienstleister aus Gewissensgründen weigert, 
homosexuellen Paaren ein Doppelzimmer 
zu vermieten, eine Heiratstorte zu backen –  
oder wer Bibelzitate öffentlich zitiert –  
könnte künftig eingeklagt werden.

Zwar beteuern die Befürworter der Geset-
zesverschärfung, Stammtischäusserungen, 
religiöse Bekenntnisse oder Schwulenwit-
ze seien vom neuen «Zensurgesetz» ausge-
nommen. Doch wer glaubt das noch? Genau 
gleich argumentierten jene Kreise, welche 
vor bald 25 Jahren die Einführung der Ras-

sismus-Strafnorm durchgepeitscht haben. 
Wir alle wissen, wie sich die Rechtsausle-
gung in den Folgejahren entwickelt hat: Es 
geht längst nicht nur um die Ahndung von 
schwerem Rassismus oder Schwulenhass –  
das Gesetz schwebt wie ein Damokles-
schwert über allen Meinungsäusserungen, 
was dazu führt, dass es sich viele Bürger 
heute erst zwei Mal überlegen, bevor sie sich 
zu bestimmten Themen äussern.

Die meisten Medien schweigen das Referen-
dum in einer derart auffälligen Konsequenz 
tot, dass von einem orchestrierten Boykott 
gesprochen werden muss. Stattdessen neh-
men in der Ringier-, AZ-, und Tamedia-Pres-
se Berichte zu, welche überall versteckten 
Rassismus orten. Neu im Visier: Basler Fas-
nachtscliquen, die sich weigern, vor der Po-
litical Correctness einzuknicken.

Es sieht so aus, dass das Referendum gegen 
das Zensurgesetz trotz des Medienboykotts 
zustande kommt. Gleichzeitig malt der Medi-
en-Mainstream wieder einmal das Schreck-
gespenst des überall lauernden Rassismus 
an die Wand. Kann da noch von Zufall ge-
sprochen werden?

Anian Liebrand

Die nächste «Schweizerzeit» 
erscheint am 

12. April 2019

DIE «SCHWEIZERZEIT» AM FERNSEHEN

Freitag, 29.03.2019	 Stammtisch	� Die Schweiz im Cyber War: Wie sicher sind wir vor Hacker-Angriffen? 
Anian Liebrand im Gespräch mit Hernani Marques, Chaos Computer Club; Claudio Luck, 
Chaos Computer Club; Michael Birrer, IT-Unternehmer

Freitag, 05.04.2019	 Landmann-Talk	� Alex Baur – Wenn Recht zu Unrecht wird. 
Valentin Landmann im Gespräch mit Alex Baur, Journalist «Weltwoche» und Autor

Freitag, 12.04.2019	 Magazin	 EU-Waffenrichtlinie: Muss sich die Schweiz unterwerfen? 
		�  Ulrich Schlüer im Gespräch mit Werner Gartenmann, Geschäftsführer Auns, und Robin Uldry, ProTell

Freitag, 19.04.2019	 Magazin	 Oskar Freysinger – Die dunkle Seite des Lichts
		  Ulrich Schlüer im Gespräch mit Oskar Freysinger

Freitag, 26.04.2019	 Stammtisch-Live	 Die Zukunft des Euro – die Zukunft der EU
21.00 Uhr		�  Ulrich Schlüer im Gespräch mit Peter Boehringer, Bundestags-Abgeordneter AfD;  

Hans Geiger, em. Professor für Bankwesen

Öffentliche Aufzeichnungen / Live-Sendungen im «Haus der Freiheit», Wintersberg / Ebnat-Kappel

Sendungen jeden Freitag 21.00 – 22.00 Uhr auf «Schweiz5»

Rassismus-Zufälle


